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 § 16a Abs. 1 

(1) Der Initiativantrag ist beim Gemeindeamt (Stadtamt) 

einzubringen. Der Bürgermeister hat in einem an den 

Zustellungsbevollmächtigten gerichteten Bescheid 

darüber abzusprechen, dass die Behandlung des 

Antrages unterbleibt, wenn 

- der Initiativantrag nicht den Vorschriften des § 16 

Abs. 3 und 4 entspricht, 

- es sich um keine Angelegenheit des eigenen 

Wirkungsbereiches handelt, 

- er individuelle Verwaltungsakten oder 

Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf 

Abgaben Einfluss haben, betrifft, 

- das angerufene Organ nicht zuständig ist (§ 6 

AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 58/2018, findet keine Anwendung), oder 

- wenn der Initiativantrag Angelegenheiten betrifft, 

die von den zuständigen Organen bereits erledigt 

worden sind. 

Enthält der Initiativantrag nicht den Namen und die 

Adresse eines Zustellungsbevollmächtigten oder dessen 

(1) Der Initiativantrag ist beim Gemeindeamt (Stadtamt) 

einzubringen. Der Bürgermeister hat in einem an den 

Zustellungsbevollmächtigten gerichteten Bescheid 

darüber abzusprechen, dass die Behandlung des 

Antrages unterbleibt, wenn 

- der Initiativantrag nicht den Vorschriften des § 16 

Abs. 3 und 4 entspricht, 

- es sich um keine Angelegenheit des eigenen 

Wirkungsbereiches handelt, 

- er individuelle Verwaltungsakten oder 

Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf 

Abgaben Einfluss haben, betrifft, 

- das angerufene Organ nicht zuständig ist (§ 6 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – 

AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I 

Nr. 157/2024, findet keine Anwendung), oder  

- wenn der Initiativantrag Angelegenheiten betrifft, 

die von den zuständigen Organen bereits erledigt 

worden sind. 

Enthält der Initiativantrag nicht den Namen und die 
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Vertreters, hat der Bescheid an den erstangeführten 

Unterstützer zu ergehen. Liegt kein Grund zur 

Zurückweisung vor, ist der Initiativantrag zu behandeln. 

 

Adresse eines Zustellungsbevollmächtigten oder dessen 

Vertreters, hat der Bescheid an den erstangeführten 

Unterstützer zu ergehen. Liegt kein Grund zur 

Zurückweisung vor, ist der Initiativantrag zu behandeln. 

 

§ 22 Abs. 1 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat insbesonders 

das Recht, bei den Sitzungen des Gemeinderates zu den 

Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 

Anfragen und Anträge zu stellen sowie das Stimmrecht 

auszuüben. Die Anfragen sind vom Bürgermeister 

spätestens in der nächsten Gemeinderatssitzung zu 

beantworten. Eine Nichtbeantwortung ist zu begründen. 

Jedes Mitglied des Gemeinderates hat überdies das 

Recht, jene Akten einzusehen, auf die sich 

Verhandlungsgegenstände einer anberaumten 

Gemeinderatssitzung beziehen. Die Ergebnisse der 

Vorberatung in den Ausschüssen und im 

Gemeindevorstand einschließlich der Anträge an den 

Gemeinderat sind diesen Akten beizuschließen. Nach 

Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten 

müssen auch Kopien der Akten auf Kosten des 

Mitgliedes des Gemeinderates hergestellt oder die Akten 

in einer anderen technisch möglichen Weise zur 

Verfügung gestellt werden. 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat insbesonders 
das Recht, bei den Sitzungen des Gemeinderates zu den 
Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 
Anfragen und Anträge zu stellen sowie das Stimmrecht 
auszuüben. Die Anfragen sind vom Bürgermeister 
spätestens in der nächsten Gemeinderatssitzung zu 
beantworten. Eine Nichtbeantwortung ist zu begründen. 
Jedes Mitglied des Gemeinderates hat überdies das 
Recht, jene Akten einzusehen, auf die sich 
Verhandlungsgegenstände einer anberaumten 
Gemeinderatssitzung beziehen. Die Ergebnisse der 
Vorberatung in den Ausschüssen und im 
Gemeindevorstand einschließlich der Anträge an den 
Gemeinderat sind diesen Akten beizuschließen. Nach 
Maßgabe der vorhandenen technischen Möglichkeiten 
müssen auch Kopien der Akten auf Kosten des 
Mitgliedes des Gemeinderates hergestellt werden. 
Dieses Einsichtsrecht schließt ausdrücklich die 
Möglichkeit ein, die entsprechenden Unterlagen in 
elektronischer Form anzufordern. Die Gemeinde hat 
sicherzustellen, dass diese Akten dem 
Gemeinderatsmitglied auf Verlangen auch elektronisch 
übermittelt werden. 
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 § 24 Abs. 2 

(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer seiner 

Funktionsperiode aus seiner Mitte die 

geschäftsführenden Gemeinderäte und aus der Mitte der 

geschäftsführenden Gemeinderäte den oder die 

Vizebürgermeister (Gemeindevorstand). Die 

Funktionsperiode des Gemeindevorstandes beginnt mit 

der Angelobung des neugewählten Bürgermeisters. 

 

(2) Der Gemeinderat wählt für die Dauer seiner 
Funktionsperiode aus seiner Mitte die 
geschäftsführenden Gemeinderäte und aus der Mitte der 
geschäftsführenden Gemeinderäte den oder die 
Vizebürgermeister (Gemeindevorstand). Die 
Funktionsperiode des Gemeindevorstandes beginnt mit 
der Wahl des Gemeindevorstandes. 

 § 24 Abs. 3 

  
(3) Die Funktionsperiode des bisherigen 
Gemeindevorstandes endet mit der Angelobung des 
neugewählten Bürgermeisters, es sei denn, daß bei 
Auflösung des Gemeinderates die Landesregierung zur 
einstweiligen Besorgung der Gemeindegeschäfte einen 
Regierungskommissär bestellt. Im letzteren Falle endet 
die Funktionsperiode mit dem Amtsantritt des 
Regierungskommissärs. 

 (3) Die Funktionsperiode des bisherigen 
Gemeindevorstandes endet mit der Wahl des neuen 
Gemeindevorstandes, es sei denn, dass bei Auflösung 
des Gemeinderates die Landesregierung zur 
einstweiligen Besorgung der Gemeindegeschäfte einen 
Regierungskommissär bestellt. Im letzteren Falle endet 
die Funktionsperiode mit dem Amtsantritt des 
Regierungskommissärs. 

 § 35 Z 22 lit. h) 

h) der Abschluß oder die Auflösung von 
Bestandsverträgen, sofern dies nicht aufgrund von 
Richtlinien gemäß Z 1 dem Gemeindevorstand 
vorbehalten ist, 

h) der Abschluß oder die Auflösung von 
Bestandverträgen, sofern dies nicht aufgrund von 
Richtlinien gemäß Z 1 dem Gemeindevorstand oder dem 
Bürgermeister vorbehalten ist, 

 § 38 Abs. 1 Z 2 

 2. die Besorgung der behördlichen Aufgaben des 
eigenen Wirkungsbereiches; die Bestimmung des § 42 
Abs. 3 wird hiedurch nicht berührt; 

 2. die Besorgung der behördlichen Aufgaben des 
eigenen Wirkungsbereiches sowie die Veröffentlichung 
und Zugänglichmachung von Informationen gemäß § 3 
Abs. 3 des Bundesgesetzes über den Zugang zu 
Informationen (Informationsfreiheitsgesetz - IFG, BGBl. I 
Nr. 5/2024) samt der allfälligen Verweigerung; die 
Bestimmung des § 42 Abs. 3 wird hierdurch nicht berührt; 

 § 38 Abs. 1 Z 5 

 5. die Dienstenthebung der Gemeindebediensteten 
sowie die Aufnahme und Entlassung von nicht länger als 
auf die Dauer von sechs Monaten Beschäftigten sowie 
die einverständliche Lösung solcher Dienstverhältnisse 
und 

 5. die Dienstenthebung der Gemeindebediensteten 
sowie die Aufnahme und Entlassung von nicht länger als 
auf die Dauer von sechs Monaten Beschäftigten sowie 
die einverständliche Lösung solcher Dienstverhältnisse; 

 § 38 Abs. 1 Z 6 
 6. die Handhabung der Ortspolizei, soferne nicht 
einzelne ihrer Aufgaben besonderen staatlichen Organen 

 6. die Handhabung der Ortspolizei, soferne nicht 
einzelne ihrer Aufgaben besonderen staatlichen Organen 
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übertragen wurden. übertragen wurden, 

 § 38 Abs. 1 Z 7 

 7. die Gewährung von Gehaltsvorschüssen an 
Gemeindebedienstete, wenn der Gehaltsvorschuß im 
einzelnen drei Monatsbezüge nicht übersteigt und 

 7. die Gewährung von Gehaltsvorschüssen an 
Gemeindebedienstete, wenn der Gehaltsvorschuß im 
einzelnen drei Monatsbezüge nicht übersteigt; 

 § 38 Abs. 1 Z 8 

 8. die Löschung fälliger, uneinbringlicher 
Abgabenschuldigkeiten, die Nachsicht fälliger 
Abgabenschuldigkeiten wegen Unbilligkeit sowie die 
gänzliche oder teilweise Abschreibung zweifelhafter oder 
uneinbringlicher sonstiger Forderungen öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher Natur bei Konkurs- und 
Ausgleichsverfahren. 

 8. die Löschung fälliger, uneinbringlicher 
Abgabenschuldigkeiten, die Nachsicht fälliger 
Abgabenschuldigkeiten wegen Unbilligkeit sowie die 
gänzliche oder teilweise Abschreibung zweifelhafter oder 
uneinbringlicher sonstiger Forderungen öffentlich-
rechtlicher oder privatrechtlicher Natur bei Konkurs- und 
Ausgleichsverfahren. 

 § 42 Abs. 2 

 (2) Das Gebäude, in dem das Gemeindeamt (Stadtamt) 
untergebracht ist, ist mit der Aufschrift “Gemeindeamt” 
(“Stadtamt”) zu versehen. Beim Gemeindeamt (Stadtamt) 
ist jedenfalls eine für jedermann zugängliche Amtstafel 
anzubringen. Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die 
Kundmachungen 
 

a) in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 
 

b) in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich 
gemacht oder zur Abfrage bereitgehalten werden; 
dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch 
Gliederung und Suchfunktionen) zu 
gewährleisten. 

 
In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der 
Kundmachungsdaten in inhaltlicher und zeitlicher 
Hinsicht sicherzustellen. 

(2) Das Gebäude, in dem das Gemeindeamt (Stadtamt) 
untergebracht ist, ist mit der Aufschrift „Gemeindeamt” 
(„Stadtamt”) zu versehen. Beim oder im Gemeindeamt 
(Stadtamt) ist jedenfalls eine für jedermann, zumindest 
während den Amtsstunden, zugängliche Amtstafel 
anzubringen. Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die 
Kundmachungen (z. B. die Auflage des Voranschlages)  
 

a) in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 
 

b) in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich 
gemacht oder zur Abfrage bereitgehalten werden; 
dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch 
Gliederung und Suchfunktionen) zu 
gewährleisten. 
 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der 
Kundmachungsdaten in inhaltlicher und zeitlicher 
Hinsicht sicherzustellen. Die auf der Amtstafel erfolgten 
Kundmachungen sind, unbeschadet ihrer Verbindlichkeit 
auf Grund der erfolgten Kundmachung, nach Maßgabe 
der technischen Möglichkeiten während ihrer Geltung 
auch im Rahmen des Internetauftrittes der Gemeinde zu 
veröffentlichen. 

 § 51 Abs. 2 
(2) Der Vorsitzende hat zu erheben, wer für einen Antrag 
ist, wer gegen einen Antrag ist und wer sich der Stimme 

(2) Der Vorsitzende hat zu erheben, wer für einen Antrag 
ist und wer gegen einen Antrag ist. Eine Stimmenthaltung 
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enthält. Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. ist nicht zulässig 

 § 53 Abs. 1 Z 5 

5. alle in der Sitzung gestellten Anträge und gefaßten 
Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis. Die 
Gegenstimmen und die Stimmenthaltungen sind – außer 
bei geheimen Abstimmungen – namentlich anzuführen. 
Bei einheitlichem Stimmverhalten der anwesenden 
Mitglieder einer Wahlpartei genügt die Bezeichnung der 
Wahlpartei. 

 5. alle in der Sitzung gestellten Anträge und gefaßten 
Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis. Die 
Gegenstimmen und die Stimmenthaltungen sind – außer 
bei geheimen Abstimmungen – namentlich anzuführen. 
Bei einheitlichem Stimmverhalten der anwesenden 
Mitglieder einer Wahlpartei genügt die Bezeichnung der 
Wahlpartei. 

 § 53 Abs. 3  

(3) Das Sitzungsprotokoll ist längstens binnen zwei 
Wochen nach der Sitzung zu erstellen. Nach der 
Erstellung ist das Sitzungsprotokoll vom Vorsitzenden 
und dem (den) Schriftführer(n) zu unterfertigen. Eine 
Ausfertigung ist danach umgehend jedem im Sinne des 
Abs. 4 zur Fertigung des Sitzungsprotokolls namhaft 
gemachten Mitglied des Gemeinderates zur Verfügung 
zu stellen. Wenn die nächste Gemeinderatssitzung 
innerhalb von zwei Wochen stattfindet, ist das Protokoll 
jedem zur Fertigung namhaft gemachten Mitglied des 
Gemeinderates mit der Einladung zur nächsten 
Gemeinderatssitzung zuzustellen. 

 (3) Das Sitzungsprotokoll ist längstens binnen zwei 
Wochen nach der Sitzung zu erstellen. Nach der 
Erstellung ist das Sitzungsprotokoll vom Vorsitzenden 
und dem (den) Schriftführer(n) zu unterfertigen. Eine 
Ausfertigung ist am nächsten Arbeitstag jedem im Sinne 
des Abs. 4 zur Fertigung des Sitzungsprotokolls namhaft 
gemachten Mitglied des Gemeinderates zur Verfügung 
zu stellen. Wenn die nächste Gemeinderatssitzung 
innerhalb von zwei Wochen stattfindet, ist das Protokoll 
jedem zur Fertigung namhaft gemachten Mitglied des 
Gemeinderates mit der Einladung zur nächsten 
Gemeinderatssitzung zuzustellen. 

 § 53 Abs. 4 

(4) Jede im Gemeinderat vertretene Partei hat ein 
Mitglied des Gemeinderates namhaft zu machen, das 
spätestens bei der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
das Protokoll unterfertigt. Wenn kein Mitglied einer im 
Gemeinderat vertretenen Partei bei der Sitzung 
anwesend war, unterbleibt die Unterfertigung durch einen 
Vertreter dieser Partei. Eine allfällige 
Unterschriftsverweigerung ist im Protokoll zu vermerken. 
Die Nachweise über die ordnungsgemäße Einladung der 
nicht erschienenen Gemeinderatsmitglieder sind dem 
Protokoll anzuschließen. 

 (4) Jede im Gemeinderat vertretene Partei hat ein 
Mitglied des Gemeinderates namhaft zu machen, das 
spätestens bei der nächsten Sitzung des Gemeinderates 
das Protokoll unterfertigt. Wenn kein Mitglied einer im 
Gemeinderat vertretenen Partei bei der Sitzung 
anwesend war, unterbleibt die Unterfertigung durch einen 
Vertreter dieser Partei. Eine allfällige 
Unterschriftsverweigerung ist im Protokoll zu vermerken. 
Die Nachweise über die ordnungsgemäße Einladung der 
nicht erschienenen Gemeinderatsmitglieder und die 
versandte Tagesordnung sind mit dem Protokoll 
aufzubewahren 

 § 56 Abs. 2 

 (2) Zu einem gültigen Beschluss ist, wenn gesetzlich 
nicht anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit der in 
beschlussfähiger Anzahl anwesenden Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) erforderlich. 
Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei 

 (2) Zu einem gültigen Beschluss ist, wenn gesetzlich 
nicht anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit der in 
beschlussfähiger Anzahl anwesenden Mitglieder des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) erforderlich. 
Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei 
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Stimmengleichheit gilt jene Anschauung als zum 
Beschluss erhoben, der der erste Vizebürgermeister 
beitritt. 

Stimmengleichheit gilt jene Anschauung als zum 
Beschluss erhoben, der der erste Vizebürgermeister 
beitritt. 

 § 59  

§ 59 
Verordnungen der Gemeinde 

 
(1) Verordnungen der Gemeinde bedürfen zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der öffentlichen Kundmachung. Aus 
der Verordnung muß erkennbar sein, von welchem 
Organ der Gemeinde sie erlassen wurde. Die 
Kundmachung ist vom Bürgermeister, wenn es sich um 
eine Verordnung des Gemeinderates handelt, binnen 
zwei Wochen nach Beschlußfassung, durch Anschlag an 
der Amtstafel durchzuführen. Die Kundmachungsfrist 
beträgt zwei Wochen. Verordnungen, die einer 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde bedürfen, 
können erst nach Genehmigung kundgemacht werden. 
Die Verordnungen treten, soferne nicht anderes bestimmt 
wird, mit dem auf den Ablauf der Kundmachungsfrist 
folgenden Tag in Kraft. 
 
(2) Verordnungen, deren Umfang oder Art den Anschlag 
an der Amtstafel nicht zuläßt, können im Gemeindeamt 
zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden 
innerhalb der Kundmachungsfrist aufgelegt werden. Die 
Auflegung ist nach Abs. 1 kundzumachen. 

§ 59 
Verordnungen der Gemeinde 

 
(1) Verordnungen der Gemeinde bedürfen, wenn 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, zu ihrer 
Rechtswirksamkeit der öffentlichen Kundmachung. Aus 
der Verordnung muss erkennbar sein, von welchem 
Organ der Gemeinde sie erlassen wurde. 
Kundmachungen sind vom Bürgermeister durchzuführen. 
Wird kein bestimmter Zeitpunkt festgelegt, tritt eine 
Rechtsvorschrift mit dem der Kundmachung folgenden 
Tag in Kraft. Als Tag der Kundmachung gilt der Tag, an 
dem das Verordnungsblatt zur Abfrage freigegeben wird. 
 
(2) Die Kundmachung der im Verordnungsblatt zu 
verlautbarenden Rechtsvorschriften hat, soweit 
gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, elektronisch im 
Rahmen des Rechtsinformationssystems des Bundes 
(RIS) zu erfolgen. Die im Verordnungsblatt zu 
verlautbarenden Rechtsvorschriften sind innerhalb von 
zwei Wochen nach der Beschlussfassung dem für den 
Betrieb des RIS zuständigen Mitglied der 
Bundesregierung entsprechend § 59b elektronisch zu 
übermitteln. Nach der Freigabe der Abfrage hat das für 
den Betrieb des RIS zuständige Mitglied der 
Bundesregierung diese im Internet unter der Adresse 
„www.ris.bka.gv.at“ bereit zu halten.  
(3) Die Gemeinde hat zur Veröffentlichung von 
Verordnungen im RIS ein Verordnungsblatt 
herauszugeben, das die Bezeichnung „Verordnungsblatt 
der Stadtgemeinde“, „Verordnungsblatt der 
Marktgemeinde“ bzw. „Verordnungsblatt der Gemeinde“, 
ergänzt durch den Namen der jeweiligen Gemeinde, 
trägt. Die Titelseite jeder Kundmachung des 
Verordnungsblattes hat im Kopfteil die Bezeichnung, den 
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Jahrgang, den Tag der Kundmachung und die 
Kundmachungsnummer zu enthalten. Jede Seite hat auf 
die in Abs. 2 genannte Internetadresse hinzuweisen. Auf 
den der Titelseite einer Kundmachung folgenden Seiten 
sind jeweils am oberen Rand in einer Zeile die 
Bezeichnung, die Kundmachungsnummer, der Jahrgang, 
der Tag der Kundmachung und die Seitenzahl der 
Kundmachung anzuführen. 
 
(4) Wenn und solange die Bereitstellung oder 
Bereithaltung der im Verordnungsblatt zu 
verlautbarenden Rechtsvorschriften zur Abfrage im 
Internet nicht bloß vorübergehend nicht möglich ist sowie 
für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse, bei Gefahr 
im Verzug und in dringenden Fällen, in denen eine 
Kundmachung im Verordnungsblatt nicht oder nicht rasch 
genug möglich ist, hat deren Kundmachung an der 
Amtstafel über zwei Wochen hindurch zu erfolgen. Abs. 1 
ist sinngemäß anzuwenden. Die so kundgemachten 
Rechtsvorschriften sind sobald wie möglich im RIS 
wiederzugeben. Die Wiedergabe hat einen Hinweis auf 
ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der 
Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu 
enthalten. 
 
(5) Abweichend von Abs. 2 können durch Auflage zur 
öffentlichen Einsichtnahme bei der Gemeinde Teile von 
Verordnungen und Kundmachungen verlautbart werden: 
 

1. deren Inhalt sich aus Planunterlagen (Pläne, 
Karten, Tabellen und dergleichen) ergibt und 

2. deren Verlautbarung im Verordnungsblatt wegen 
ihres Umfanges oder ihrer technischen 
Gestaltung einen wirtschaftlich nicht vertretbaren 
Aufwand verursachen würde. 
 

Die Kundmachung durch Auflage zur öffentlichen 
Einsichtnahme ist in der Rechtsvorschrift selbst 
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anzuordnen. Die Auflage hat auf die Dauer ihrer Geltung 
zu erfolgen. Die öffentliche Einsichtnahme kann während 
der Amtsstunden erfolgen. Soweit technische 
Einrichtungen vorhanden sind, können gegen 
Kostenersatz Kopien verlangt werden.  

 § 59a bis c  - 

§ 59a 
Zugang zu den Verordnungen 

 
(1) Die kundgemachten Rechtsvorschriften sind vom für 
den Betrieb des Rechtsinformationssystems des Bundes 
(RIS) zuständigen Mitglied der Bundesregierung auf 
Dauer unter der in § 59 Abs. 2 genannten 
Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten. Die 
Verlautbarungen im Verordnungsblatt haben jederzeit 
ohne Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich zu 
sein. Die Verlautbarungen sind derart zur Verfügung zu 
stellen, dass jede Person vom Inhalt der Verlautbarung 
Kenntnis erlangen kann und sie von jeder Person 
unentgeltlich ausgedruckt werden können.  
 
(2) Die Gemeinde hat dafür Sorge zu tragen, dass 
jedermann gegen Kostenersatz Ausdrucke der 
Kundmachungen nach Abs. 1 erhalten kann.  
 
(3) Kundmachungen gemäß § 59 Abs. 2 können auch auf 
der Internetseite der Gemeinde oder auf sonstige Weise 
zur Information bereitgehalten werden. Dies hat auf die 
Kundmachung gemäß § 59 Abs. 2 keine Auswirkung. 
 

§ 59b 
Sicherung der Authentizität und Integrität von 

Verordnungen 
 

(1) Die Dokumente, die eine Verlautbarung im 
Verordnungsblatt enthalten, haben ein Format 
aufzuweisen, das die Aufwärtskompatibilität 
gewährleistet. Sie sind in einem zuverlässigen Prozess 
zu erzeugen und mit einer elektronischen Signatur zu 
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versehen.  
(2) Die Dokumente dürfen nach Erstellung der Signatur 
nicht mehr geändert und, sobald sie zur Abfrage 
freigegeben worden sind, auch nicht mehr gelöscht 
werden. 
(3) Von jedem Dokument ist mindestens eine 
Sicherungskopie und ein beglaubigter Ausdruck zu 
erstellen und zu archivieren. 
 

§ 59c 
Kundmachungsberichtigung von Verordnungen 

 
(1) Der Bürgermeister kann durch Kundmachung im 
Verordnungsblatt berichtigen: 
1. Abweichungen einer Kundmachung im 
Verordnungsblatt vom Original der zu verlautbarenden 
Rechtsvorschrift (Kundmachungsfehler); 
2. Verstöße gegen die innere Einrichtung des 
Verordnungsblattes (Nummerierung der einzelnen 
Verlautbarungen, Seitenangabe, Angabe des Tages der 
Freigabe zur Abfrage und dergleichen).  
 
(2) Eine Berichtigung nach Abs. 1 Z 1 darf nicht erfolgen, 
wenn dadurch der materielle Inhalt einer verlautbarten 
Rechtsvorschrift geändert würde oder rückwirkende 
Strafbestimmungen erlassen würden. 

 § 64 Abs. 1 

(1) Der Bürgermeister hat die Volksbefragung binnen vier 
Wochen nach ihrer Anordnung (§ 63), frühestens jedoch 
am Tag nach dem Stichtag, auszuschreiben. Als Stichtag 
gilt der Tag, welcher eine Woche nach der Anordnung 
der Volksbefragung folgt.  

 (1) Der Bürgermeister hat die Volksbefragung binnen 
vier Wochen nach ihrer Anordnung (§ 63), frühestens 
jedoch am Tag nach dem Stichtag, auszuschreiben. 
Stichtag ist der Tag eine Woche nach der Anordnung der 
Volksbefragung. 

 § 64 Abs. 4 

(4) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (§ 44 
Abs. 4) oder der Dauer der Geltung von Maßnahmen 
betreffend die COVID-19-Pandemie verlängert sich die 
Frist nach Abs. 1 um 12 Wochen. Dauern die 
Maßnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie über 
diesen Zeitraum hinaus an, kann die Landesregierung 

 (4) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (§ 44 
Abs. 4) oder der Dauer der Geltung von Maßnahmen 
betreffend die COVID-19-Pandemie verlängert sich die 
Frist nach Abs. 1 um 12 Wochen. Dauern die 
Maßnahmen betreffend die COVID-19-Pandemie über 
diesen Zeitraum hinaus an, kann die Landesregierung 
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durch Verordnung abweichende Fristen festlegen. durch Verordnung abweichende Fristen festlegen. 

 § 67 Abs.10  

 10. mittelfristiger Finanzplan: Ergebnis- und 
Finanzierungsplan für einen Zeitraum von fünf 
Haushaltsjahren. 

 10. mittelfristiger Finanzplan: Ergebnis- und 
Finanzierungsplan für einen Zeitraum von fünf 
Finanzjahren. 

 § 69d Abs. 3 

 (3) Die maximale Laufzeit der Finanzierung einer 
Investition hat sich an der jeweiligen 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer zu orientieren, darf 
jedoch 25 Jahre, bei Gebäuden 40 Jahre, ab 
Inbetriebnahme nicht übersteigen. 

 (3) Die maximale Laufzeit der Finanzierung einer 
Investition hat sich an der jeweiligen 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer zu orientieren, darf 
jedoch  
a. 25 Jahre,  
b. bei Gebäuden, inklusive des allfällig zugehörigen 
Grundstücks 40 Jahre,  
ab Inbetriebnahme nicht übersteigen. 

 § 72a Abs. 1 

 (1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen Finanzplan 
für einen Zeitraum von fünf Haushaltsjahren zu erstellen. 
Bei der Beschlußfassung über den Voranschlag hat sich 
die Gemeinde an den Vorgaben des mittelfristigen 
Finanzplanes zu orientieren. Das erste Haushaltsjahr des 
mittelfristigen Finanzplanes fällt mit dem ersten 
Haushaltsjahr zusammen, für das jeweils der 
Voranschlag erstellt wird. 

 (1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen Finanzplan 
für einen Zeitraum von fünf Finanzjahren zu erstellen. Bei 
der Beschlußfassung über den Voranschlag hat sich die 
Gemeinde an den Vorgaben des mittelfristigen 
Finanzplanes zu orientieren. Das erste Finanzjahr des 
mittelfristigen Finanzplanes fällt mit dem ersten 
Finanzjahr zusammen, für das jeweils der Voranschlag 
erstellt wird. 

 § 72a Abs. 3 

 (3) Der mittelfristige Finanzplan ist zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen und um ein weiteres 
Haushaltsjahr fortzuführen. 

(3) Der mittelfristige Finanzplan ist zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen und um ein weiteres Finanzjahr 
fortzuführen. 

 § 72a Abs. 4 

 (4) Die Führung des Gemeindehaushaltes hat nach dem 
Voranschlag zu erfolgen. Dieser ist für jedes 
Haushaltsjahr so rechtzeitig zu erstellen und zu 
beschließen, daß er mit Beginn des Haushaltsjahres in 
Wirksamkeit treten kann. 

 (4) Die Führung des Gemeindehaushaltes hat nach dem 
Voranschlag zu erfolgen. Dieser ist für jedes Finanzjahr 
so rechtzeitig zu erstellen und zu beschließen, daß er mit 
Beginn des Finanzjahres in Wirksamkeit treten kann. 

  § 72a Abs. 5 
 (5) Das Haushaltsjahr der Gemeinde fällt mit dem 
Kalenderjahr zusammen. 

 (5) Das Finanzjahr der Gemeinde fällt mit dem 
Kalenderjahr zusammen. 

  § 72a Abs. 6 

 (6) In den Voranschlag sind: 
 

- im Ergebnisvoranschlag sämtliche zu erwartende 
Erträge und Aufwendungen des folgenden 
Haushaltsjahres; 

 
- im Finanzierungsvoranschlag sämtliche zu 

 (6) In den Voranschlag sind: 
 

- im Ergebnisvoranschlag sämtliche zu erwartende 
Erträge und Aufwendungen des folgenden 
Finanzjahres; 

 
- im Finanzierungsvoranschlag sämtliche zu 
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erwartende Einzahlungen und Auszahlungen des 
folgenden Haushaltsjahres einschließlich der 
Forderungen und Verbindlichkeiten; 

 
voneinander getrennt und in voller Höhe (brutto) 
aufzunehmen. 

erwartende Einzahlungen und Auszahlungen des 
folgenden Finanzjahres einschließlich der 
Forderungen und Verbindlichkeiten; 

 
voneinander getrennt und in voller Höhe (brutto) 
aufzunehmen. 

 § 72b 

§ 72b 
Haushaltskonsolidierungskonzept 

 
(1) Die Gemeinde hat zur Sicherstellung der 
ordnungsgemäßen Besorgung ihrer Aufgaben ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn 
 

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen 
Finanzplanung (§ 72a) die allgemeine 
Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und die 
gemäß § 79 gesetzlich maximal ausnutzbare 
Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die 
fristgerechte Auszahlung von 
Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde 
sicherzustellen oder 

 
2. wenn das Haushaltspotenzial innerhalb des 

Zeitraumes des mittelfristigen Finanzplanes 
laufend negativ ist. 

 
(2) Im Haushaltskonsolidierungskonzept, das den 
Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung zu umfassen 
hat, hat die Gemeinde die Maßnahmen zur Verbesserung 
des Haushaltspotenzials festzulegen. Das 
Haushaltskonsolidierungskonzept ist zumindest jährlich 
der Entwicklung anzupassen. 
 
(3) Das Haushaltskonsolidierungskonzept ist vom 
Gemeinderat zu beschließen, bei der Erstellung des 
nächstfolgenden Voranschlages zu berücksichtigen und 
der Aufsichtsbehörde spätestens mit diesem Voranschlag 
vorzulegen. 

§ 72b 
Haushaltskonsolidierungskonzept 

 
(1) Die Gemeinde hat zur Sicherstellung der 
ordnungsgemäßen Besorgung ihrer Aufgaben ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn 
 

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen 
Finanzplanung (§ 72a) die allgemeine 
Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und die 
gemäß § 79 gesetzlich maximal ausnutzbare 
Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die 
fristgerechte Auszahlung von 
Zahlungsverpflichtungen der Gemeinde 
sicherzustellen oder 
 

2. das jährliche Haushaltspotenzial der letzten 
beiden Rechnungsabschlüsse negativ war, im 
Voranschlag wiederum ein negatives jährliches 
Haushaltspotenzial ausgewiesen ist und innerhalb 
des Zeitraumes der bevorstehenden zwei Jahre 
negativ ist. 
 

(2) Das Haushaltskonsolidierungskonzept hat zumindest 
den Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung zu 
umfassen. Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass 
zumindest die gesetzlichen und vertraglichen 
Verpflichtungen erfüllt werden können und Maßnahmen 
zur Verbesserung der finanziellen Lage festzulegen. Das 
Haushaltskonsolidierungskonzept ist zumindest jährlich 
der Entwicklung anzupassen. 
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(3) Das Haushaltskonsolidierungskonzept ist vom 
Gemeinderat zu beschließen, spätestens bei der 
Erstellung des nächstfolgenden Voranschlages zu 
berücksichtigen und der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
 
(4) Das Haushaltskonsolidierungskonzept hat jedenfalls 
folgende Punkte zu berücksichtigen: 

a) Pflichtausgaben aufgegliedert in gesetzlich und 
vertraglich verpflichtende Ausgaben, 

b) Ermessensausgaben der Gemeinden, 
c) Personalkosten, 
d) gemeindeeigene Betriebe und 
e) die Finanzkraft der Gemeinde (Abs. 5). 

 
(5) Finanzkraftwirksam sind Erträge des Gemeindeanteils 
an der Tourismusabgabe und der ausschließlichen 
Gemeindeabgaben gemäß § 16 Abs. 2 des 
Finanzausgleichsgesetzes 2024 - FAG 2024, BGBl. I Nr. 
168/2023 in der Fassung BGBl. I Nr. 128/2024 
(ausgenommen: Nebenansprüche gemäß § 3 Abs. 2 lit. 
b) bis d) der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 
194/1961 in der Fassung BGBl. I Nr. 113/2024, 
Gebühren für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen 
und –anlagen, Interessentenbeiträge von 
Grundstückseigentümern und Anrainern sowie 
Verwaltungsabgaben), sowie die Ertragsanteile an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben (ohne 
Spielbankenabgabe).  

 § 73 Abs. 1 

 (1) Der Bürgermeister hat jährlich spätestens sechs 
Wochen vor Beginn des Haushaltsjahres den Entwurf 
des Voranschlages einschließlich des Dienstpostenplans 
zu erstellen und durch zwei Wochen zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist ortsüblich 
kundzumachen. Innerhalb der Auflagefrist kann jedes 
Gemeindemitglied schriftlich Stellungnahmen beim 
Gemeindeamt einbringen. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des 

(1) Der Bürgermeister hat jährlich spätestens sechs 
Wochen vor Beginn des Finanzjahres den Entwurf des 
Voranschlages einschließlich des Dienstpostenplans zu 
erstellen und durch zwei Wochen zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist ortsüblich 
kundzumachen. Innerhalb der Auflagefrist kann jedes 
Gemeindemitglied schriftliche Stellungnahmen beim 
Gemeindeamt einbringen. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des 
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Voranschlagentwurfs einschließlich des 
Dienstpostenplans auszufolgen. Die Ausfertigung kann 
auf elektronische Weise übermittelt werden. Zu diesem 
Zweck hat jede Wahlpartei einen Vertreter namhaft zu 
machen und muss dieser mit der elektronischen 
Übermittlung einverstanden sein. 

Voranschlagsentwurfs einschließlich des 
Dienstpostenplans auszufolgen. Die Ausfertigung ist 
elektronisch zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat jede 
Wahlpartei einen Vertreter namhaft zu machen 

 § 73 Abs. 2 

(2) Der Entwurf des Voranschlages einschließlich des 
Dienstpostenplans ist sodann mindestens zwei Wochen 
vor Beginn des Haushaltsjahres vom Bürgermeister dem 
Gemeinderat vorzulegen und von diesem nach Prüfung 
der Stellungnahmen zu beschließen. 

(2) Der Entwurf des Voranschlages einschließlich des 
Dienstpostenplans ist sodann mindestens zwei Wochen 
vor Beginn des Finanzjahres vom Bürgermeister dem 
Gemeinderat vorzulegen und von diesem nach Prüfung 
der Stellungnahmen zu beschließen. 

 § 73 Abs. 4 

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag 
einschließlich des Dienstpostenplans ist der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich, in schriftlicher und 
elektronischer Form, zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag 
einschließlich des Dienstpostenplans ist der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich in einem elektronischen, 
maschinenlesbaren Format zu übermitteln. 

  § 73 Abs. 5 

(5) Der Voranschlag inklusive aller Beilagen ist zeitnah 
an die Beschlußfassung in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verwendung 
ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im 
Internet in einem Format, das keine Veränderung der 
Daten ermöglicht, zulässig. 

 (5) Der Voranschlag inklusive aller Beilagen ist zeitnah 
an die Beschlußfassung in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verwendung 
ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im 
Internet in einem Format, das keine Veränderung der 
Daten ermöglicht, zulässig. Der veröffentlichte 
Voranschlag ist mindestens zwei Jahre lang im Internet 
zur Ansicht verfügbar zu halten. 

 § 75 Abs. 3 

(3) Der Bürgermeister ist verpflichtet, dem Gemeinderat 
einen Nachtragsvoranschlag vorzulegen, wenn sich im 
Laufe des Haushaltsjahres zeigt, dass die Vorgaben des 
§ 72a Abs. 7 nicht eingehalten werden. 

 (3) Der Bürgermeister ist verpflichtet, dem Gemeinderat 
einen Nachtragsvoranschlag vorzulegen, wenn sich im 
Laufe des Finanzjahres zeigt, dass die Vorgaben des § 
72a Abs. 7 nicht eingehalten werden. 

 § 76 Abs. 2 

 (2) Über Ausgabenbeträge (Kredite) darf nur bis zum 
Ablauf des Haushaltsjahres verfügt werden. Beträge, 
über welche am Schluß des Haushaltsjahres noch nicht 
verfügt worden ist, gelten als erspart. 

 (2) Über Ausgabenbeträge (Kredite) darf nur bis zum 
Ablauf des Finanzjahres verfügt werden. Beträge, über 
welche am Schluß des Finanzjahres noch nicht verfügt 
worden ist, gelten als erspart. 

 § 79 Abs. 1a 

 (1a) Bis zum 31.12.2022 beträgt der in Abs. 1 genannte 
Prozentsatz 20 %, vom 1.1.2023 bis 31.12.2023 18 %, 
vom 1.1.2024 bis 31.12.2024 16 %, vom 1.1.2025 bis 
31.12.2025 14 %, vom 1.1.2026 bis zum 31.12.2026 12 
% und ab dem 1.1.2027 sodann wieder 10 %. 
Kassenkredite dürfen nicht zur Bedeckung von 

 (1a) Bis zum 31.12.2022 beträgt der in Abs. 1 genannte 
Prozentsatz 20 %, vom 1.1.2023 bis 31.12.2023 18 %, 
vom 1.1.2024 bis 31.12.2027 16 %, vom 1.1.2028 bis 
31.12.2028 14 %, vom 1.1.2029 bis zum 31.12.2029 12 
% und ab dem 1.1.2030 sodann wieder 10 %. 
Kassenkredite dürfen nicht zur Bedeckung von 
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Investitionsmaßnahmen verwendet werden. Investitionsmaßnahmen verwendet werden. 

 § 83 Abs. 2 

 (2) Der Rechnungsabschluss umfasst die 
Ergebnisrechnung, die Finanzierungsrechnung, die 
Vermögensrechnung, die 
Nettovermögensveränderungsrechnung und die Beilagen 
gemäß § 15 Abs. 1 VRV 2015. Alle Konten sind in einem 
Detailnachweis darzustellen, zusätzlich sind 
präzisierende Kontenbezeichnungen möglich. Der 
Kassenabschluss hat die gesamte Kassengebarung 
nachzuweisen. Die Voranschlagsvergleichsrechnung 
gemäß § 16 VRV 2015 hat alle Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen des Haushalts in der Gliederung des 
Voranschlages zu enthalten; sie muss im Besonderen 
nachweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten 
wurde und welche Unterschiede zwischen dem 
veranschlagten und dem tatsächlichen Wert entstanden 
sind. Am Beginn und am Ende des Haushaltsjahres sind 
der Stand des Vermögens und der Schulden sowie 
Änderungen, die im Laufe des Haushaltsjahres 
eingetreten sind, festzustellen. In einer Beilage zum 
Rechnungsabschluss sind anzuführen: 

1. der Kassenabschluss (§ 67 Z 7), 
2. die Darstellung des Haushaltspotenzials (§ 67 Z 

11), 
3. sämtliche Beteiligungen der Gemeinde unter 

Anführung des Beteiligungsausmaßes und der 
Firmenbuchnummer, 

4. sämtliche Mitgliedschaften bei Vereinen mit 
Angabe der Größe der jährlichen Verpflichtung 
und der Vereinsregisternummer, 

5. sämtliche Genossenschaftsanteile mit Angabe der 
Haftung gemäß § 5 Z 12 Genossenschaftsgesetz, 
RGBl. Nr. 70/1873 idF BGBl. I Nr. 69/2018, und 
der Firmenbuchnummer, 

6. der Investitionsnachweis, 
7. Nachweis über Forderungen und 

Verbindlichkeiten, 

 (2) Der Rechnungsabschluss umfasst die 
Ergebnisrechnung, die Finanzierungsrechnung, die 
Vermögensrechnung, die 
Nettovermögensveränderungsrechnung und die Beilagen 
gemäß § 15 Abs. 1 VRV 2015. Alle Konten sind in einem 
Detailnachweis darzustellen, zusätzlich sind 
präzisierende Kontenbezeichnungen möglich. Der 
Kassenabschluss hat die gesamte Kassengebarung 
nachzuweisen. Die Voranschlagsvergleichsrechnung 
gemäß § 16 VRV 2015 hat alle Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen des Haushalts in der Gliederung des 
Voranschlages zu enthalten; sie muss im Besonderen 
nachweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten 
wurde und welche Unterschiede zwischen dem 
veranschlagten und dem tatsächlichen Wert entstanden 
sind. Am Beginn und am Ende des Finanzjahres sind der 
Stand des Vermögens und der Schulden sowie 
Änderungen, die im Laufe des Finanzjahres eingetreten 
sind, festzustellen. In einer Beilage zum 
Rechnungsabschluss sind anzuführen: 

1. der Kassenabschluss (§ 67 Z 7), 
2. die Darstellung des Haushaltspotenzials (§ 67 Z 

11), 
3. sämtliche Beteiligungen der Gemeinde unter 

Anführung des Beteiligungsausmaßes und der 
Firmenbuchnummer, 

4. sämtliche Mitgliedschaften bei Vereinen mit 
Angabe der Größe der jährlichen Verpflichtung 
und der Vereinsregisternummer, 

5. sämtliche Genossenschaftsanteile mit Angabe der 
Haftung gemäß § 5 Z 12 Genossenschaftsgesetz, 
RGBl. Nr. 70/1873 idF BGBl. I Nr. 69/2018, und 
der Firmenbuchnummer, 

6. der Investitionsnachweis, 
7. Nachweis über Forderungen und 

Verbindlichkeiten, 
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8. die Anlagen 1a, 1b und 1c der VRV 2015. Diese 
sind zusätzlich unterteilt nach Gesamthaushalt, 
Konten im Investitionsnachweis und weitere 
Konten (nicht im Investitionsnachweis) zu 
untergliedern. Die Darstellung hat sowohl auf 
MVAG 1 als auch MVAG 2 zu erfolgen. Für jedes 
erstellte Bereichs-, Global- und Detailbudget 
gemäß §§ 6, 15 und 16 VRV 2015 ist diese 
Untergliederung ebenfalls auszuweisen, 

9. Nachweis über interne Darlehen, 
10. die Abänderung zur Nutzungsdauertabelle gemäß 

Anlage 7 der VRV 2015. 
Leermeldungen zu Nachweisen sind nicht erforderlich. 

8. die Anlagen 1a, 1b und 1c der VRV 2015. Diese 
sind zusätzlich unterteilt nach Gesamthaushalt, 
Konten im Investitionsnachweis und weitere 
Konten (nicht im Investitionsnachweis) zu 
untergliedern. Die Darstellung hat sowohl auf 
MVAG 1 als auch MVAG 2 zu erfolgen. Für jedes 
erstellte Bereichs-, Global- und Detailbudget 
gemäß §§ 6, 15 und 16 VRV 2015 ist diese 
Untergliederung ebenfalls auszuweisen, 

9. Nachweis über interne Darlehen, 
10. die Abänderung zur Nutzungsdauertabelle gemäß 

Anlage 7 der VRV 2015. 
Leermeldungen zu Nachweisen sind nicht erforderlich. 

 § 83 Abs. 5 

 (5) Der auf Plausibilität überprüfte und gegebenenfalls 
korrigierte Entwurf des Rechnungsabschlusses ist vor der 
Vorlage an den Gemeinderat, die spätestens drei Monate 
nach Ablauf des Haushaltsjahres zu erfolgen hat, zwei 
Wochen hindurch im Gemeindeamt zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist mit dem Hinweis 
kundzumachen, daß es jedem Gemeindemitglied 
freisteht, gegen den Rechnungsabschluß innerhalb der 
Auflagefrist beim Gemeindeamt schriftliche 
Stellungnahmen einzubringen. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des Entwurfs 
des Rechnungsabschlußes auszufolgen. Die 
Ausfertigung kann auf elektronische Weise übermittelt 
werden. Zu diesem Zweck hat jede Wahlpartei einen 
Vertreter namhaft zu machen und muss dieser mit der 
elektronischen Übermittlung einverstanden sein. 
Der Bürgermeister hat den auf Plausibilität geprüften 
Entwurf des Rechnungsabschlußes mit den Anlagen, 
dem Bericht des Prüfungsausschusses sowie allfälligen 
Stellungnahmen unverzüglich dem Gemeinderat 
zuzuleiten. Die Stellungnahmen sind vom Gemeinderat in 
Erwägung zu ziehen. 

 (5) Der auf Plausibilität überprüfte und gegebenenfalls 
korrigierte Entwurf des Rechnungsabschlusses ist vor der 
Vorlage an den Gemeinderat, die spätestens drei Monate 
nach Ablauf des Finanzjahres zu erfolgen hat, zwei 
Wochen hindurch im Gemeindeamt zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Die Auflage ist mit dem Hinweis 
kundzumachen, daß es jedem Gemeindemitglied 
freisteht, gegen den Rechnungsabschluß innerhalb der 
Auflagefrist beim Gemeindeamt schriftliche 
Stellungnahmen einzubringen. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des Entwurfs 
des Rechnungsabschlußes auszufolgen. 
Die Ausfertigung ist elektronisch zu übermitteln. Zu 
diesem Zweck hat jede Wahlpartei einen Vertreter 
namhaft zu machen. 
Der Bürgermeister hat den auf Plausibilität geprüften 
Entwurf des Rechnungsabschlußes mit den Anlagen, 
dem Bericht des Prüfungsausschusses sowie allfälligen 
Stellungnahmen unverzüglich dem Gemeinderat 
zuzuleiten. Die Stellungnahmen sind vom Gemeinderat in 
Erwägung zu ziehen. 

 § 84 § 84  § 84 
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Beschluß des Rechnungsabschlusses 
 

Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluß so 
zeitgerecht zu beschließen, daß dieser samt den 
Beilagen und den Ergebnissen der Prüfung gemäß § 68a 
Abs. 3 spätestens vier Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres der Aufsichtsbehörde schriftlich und in 
elektronischer Form zur Kenntnis gebracht werden kann. 
Der Rechnungsabschluß inklusive aller Beilagen ist 
außerdem zeitnah an die Beschlußfassung in einer Form 
im Internet zur Verfügung zu stellen, die eine weitere 
Verwendung ermöglicht. Zusätzlich ist eine 
Veröffentlichung im Internet in einem Format, das keine 
Veränderung der Daten ermöglicht, zulässig. Der 
Rechnungsabschluß hat auch einen Bericht über alle im 
Jahr neu getätigten Finanzgeschäfte gemäß §§ 69 Abs. 4 
und 69a zur Finanzierung des Haushaltes und einen 
Bericht zum Schuldenstand zu enthalten. Im Bericht für 
das Jahr 2014, wenn dies aus organisatorischen 
Gründen nicht möglich ist, im Bericht für das Jahr 2015, 
sind die gesamten bestehenden Finanzgeschäfte 
anzuführen. 

Beschluss des Rechnungsabschlusses 
 
Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluss so 
zeitgerecht zu beschließen, dass dieser samt den 
Beilagen und den Ergebnissen der Prüfung gemäß § 68 
Abs. 3 spätestens vier Monate nach Ablauf des 
Haushaltsjahres der Aufsichtsbehörde in einem 
elektronischen, maschinenlesbaren Format zur Kenntnis 
gebracht werden kann. Der Rechnungsabschluss 
inklusive aller Beilagen ist außerdem zeitnah an die 
Beschlussfassung in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verwendung 
ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im 
Internet in einem Format, das keine Veränderungen der 
Daten ermöglicht, zulässig. Der Rechnungsabschluss hat 
auch einen Bericht über alle im Jahr neu getätigten 
Finanzgeschäfte gemäß §§ 69 Abs. 4 und 69a zur 
Finanzierung des Haushaltes und einen Bericht zum 
Schuldenstand zu enthalten. Der so veröffentlichte 
Rechnungsabschluss ist mindestens zwei Jahre im 
Internet zur Ansicht verfügbar zu halten. 

 § 84a Abs. 2 

 (2) Die Eröffnungsbilanz hat zum 
Eröffnungsbilanzstichtag (zum Beginn des 
Haushaltsjahres nach Abs. 1) unter Beachtung der 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen dieses Gesetztes 
und der VRV 2015 ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild der Vermögens- und Schuldenlage 
der Gemeinde zu vermitteln. 

 (2) Die Eröffnungsbilanz hat zum 
Eröffnungsbilanzstichtag (zum Beginn des Finanzjahres 
nach Abs. 1) unter Beachtung der haushaltsrechtlichen 
Bestimmungen dieses Gesetzes und der VRV 2015 ein 
den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 
Vermögens- und Schuldenlage der Gemeinde zu 
vermitteln. 

 § 84a Abs. 3 

 (3) Die Ermittlung der Wertansätze für die 
Eröffnungsbilanz ist soweit keine historischen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten bekannt sind auf 
der Grundlage von vorsichtig geschätzten Zeitwerten 
oder nach inflationsbereinigten aktuellen 
Durchschnittspreisen vorzunehmen. Die in der 
Eröffnungsbilanz angesetzten Werte für die 
Vermögensgegenstände gelten für die künftigen 

 (3) Die Ermittlung der Wertansätze für die 
Eröffnungsbilanz ist soweit keine historischen 
Anschaffungs- und Herstellungskosten bekannt sind auf 
der Grundlage von vorsichtig geschätzten Zeitwerten 
oder nach inflationsbereinigten aktuellen 
Durchschnittspreisen vorzunehmen. Die in der 
Eröffnungsbilanz angesetzten Werte für die 
Vermögensgegenstände gelten für die künftigen 
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Haushaltsjahre als Anschaffungs- und 
Herstellungskosten, soweit nicht Wertberichtigungen 
nach § 38 Abs. 8 der VRV 2015 vom Gemeinderat 
beschlossen werden. Diese Wertberichtigungen sind vom 
Gemeinderat unter einem eigenen Tagesordnungspunkt 
zu beschließen. Nach Beschlussfassung gilt die 
Eröffnungsbilanz dann als geändert. Eine 
Wertberichtigung kann bis spätestens fünf Jahre nach 
der Veröffentlichung der Eröffnungsbilanz erfolgen. 

Finanzjahre als Anschaffungs- und Herstellungskosten, 
soweit nicht Wertberichtigungen nach § 38 Abs. 8 der 
VRV 2015 vom Gemeinderat beschlossen werden. Diese 
Wertberichtigungen sind vom Gemeinderat unter einem 
eigenen Tagesordnungspunkt zu beschließen. Nach 
Beschlussfassung gilt die Eröffnungsbilanz dann als 
geändert. Eine Wertberichtigung kann bis spätestens fünf 
Jahre nach der Veröffentlichung der Eröffnungsbilanz 
erfolgen. 

 § 86 Abs. 3  -  

(3) Die Landesregierung kann mit Verordnung eine 
verpflichtende elektronische Einbringung von Unterlagen 
und Anträgen vorsehen und die dabei übermittelten 
personenbezogenen Daten für die Zwecke dieses 
Gesetzes verarbeiten. Hierzu sind die notwendigen 
Maßnahmen zum Schutz personenbezogener Daten 
vorzusehen.  

§ 88 Abs. 1 

(1) Die Gemeinde hat die von ihr erlassenen 
Verordnungen der Landesregierung unverzüglich 
mitzuteilen. Die Landesregierung hat gesetzwidrige 
Verordnungen nach Anhörung der Gemeinde durch 
Verordnung aufzuheben und die Gründe hiefür der 
Gemeinde gleichzeitig mitzuteilen. 

 (1) Die Gemeinde hat die von ihr erlassenen 
Verordnungen der Landesregierung unverzüglich 
mitzuteilen. Die Landesregierung hat gesetzwidrige 
Verordnungen nach Anhörung der Gemeinde durch 
Verordnung aufzuheben und die Gründe hierfür der 
Gemeinde gleichzeitig mitzuteilen. Die Anhörung der 
Gemeinde gilt auch dann als erfolgt, wenn die Gemeinde 
ausdrücklich von der Aufsichtsbehörde zur Abgabe einer 
Äußerung aufgefordert wurde und die Äußerung der 
Gemeinde nicht innerhalb der von der Aufsichtsbehörde 
gesetzten Frist einlangt. 

§ 88 Abs. 2  

 (2) Die Aufhebungsverordnung ist vom Bürgermeister in 
gleicher Weise wie die aufgehobene Verordnung 
kundzumachen. Die Verordnung der Landesregierung 
tritt, soferne nicht anderes bestimmt ist, mit Ablauf des 
Kundmachungstages in Kraft. 

 Die Aufhebungsverordnung ist vom Bürgermeister 
unverzüglich und in gleicher Weise wie die aufgehobene 
Verordnung kundzumachen. Die Verordnung der 
Landesregierung tritt, sofern nichts anderes bestimmt ist, 
mit dem der Kundmachung ihrer Verordnung im 
Landesgesetzblatt folgenden Tag in Kraft. 

 § 89 Abs. 2 

 (2) Das Ergebnis der Überprüfung ist dem Bürgermeister 
zur Vorlage an den Gemeinderat zu übermitteln. Der 
Bürgermeister hat die auf Grund des 
Überprüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen 

 (2) Das Ergebnis der Überprüfung ist dem Bürgermeister 
zur Vorlage an den Gemeinderat zu übermitteln. Nach 
der Behandlung im Gemeinderat ist das Ergebnis der 
Überprüfung samt der allfälligen Gegenäußerung vom 
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innerhalb von drei Monaten der Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen.  

Bürgermeister im Internet zu veröffentlichen. Insoweit 
dies zur Wahrung von Geheimhaltungsinteressen im 
Sinne des § 6 Abs. 1 Informationsfreiheitsgesetz - IFG, 
BGBl. I Nr. 5/2024, erforderlich ist, sind die hiervon 
betroffenen Teile vor der Veröffentlichung unkenntlich zu 
machen oder zu entfernen. Der Bürgermeister hat die 
aufgrund des Überprüfungsergebnisses getroffenen 
Maßnahmen innerhalb von drei Monaten der 
Aufsichtsbehörde mitzuteilen. 

 § 90 Abs. 2 

 (2) Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 Z 1 bedürfen keiner 
Genehmigung, wenn der Wert 3 % der Summe der 
Erträge des Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres 
nicht übersteigt. Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 Z 2 
und 3 bedürfen keiner Genehmigung, wenn der Wert der 
Einzelmaßnahme 3 % der Summe der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres nicht 
übersteigt. Überschreitet der Gesamtwert aller in einem 
Haushaltsjahr getätigten Maßnahmen gemäß Abs. 1 Z 2 
und 3 10 % der Summe der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres, bedarf jede 
weitere Maßnahme in diesem Haushaltsjahr – 
unabhängig vom Wert der Einzelmaßnahme – einer 
Genehmigung. Bei Rechtsgeschäften gemäß Abs. 1 Z 3 
ist der gesamte Wert der Leistung maßgeblich. 

 (2) Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 Z 1 bedürfen keiner 
Genehmigung, wenn der Wert 3 % der Summe der 
Erträge des Ergebnisvoranschlages des Finanzjahres 
nicht übersteigt. Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 Z 2 
und 3 bedürfen keiner Genehmigung, wenn der Wert der 
Einzelmaßnahme 3 % der Summe der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Finanzjahres nicht 
übersteigt. Überschreitet der Gesamtwert aller in einem 
Finanzjahr getätigten Maßnahmen gemäß Abs. 1 Z 2 und 
3 10 % der Summe der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Finanzjahres, bedarf jede 
weitere Maßnahme in diesem Finanzjahr – unabhängig 
vom Wert der Einzelmaßnahme – einer Genehmigung. 
Bei Rechtsgeschäften gemäß Abs. 1 Z 3 ist der gesamte 
Wert der Leistung maßgeblich. Maßnahmen nach Abs. 4 
werden nicht bei der Berechnung der in diesem Absatz 
genannten Wertgrenzen berücksichtigt 

 § 90 Abs. 4 Z 2 

 2. Darlehen, welche vom Bund oder Land oder von 
einem vom Bund oder Land verwalteten Fonds gewährt 
werden oder für deren Schuldendienst vom Bund oder 
vom Land oder von einem dieser Fonds ein 
Zinsenzuschuss geleistet wird; 

 2. Darlehen (Abs. 1 Z 2) oder Zahlungsverpflichtungen 
aufgrund von Leasinggeschäften (Abs. 1 Z 3), die vom 
Bund oder Land oder von einem vom Bund oder Land 
verwalteten Fonds gewährt werden oder die zur 
Vorfinanzierung von Bund oder Land oder von vom Bund 
oder Land verwalteten Fonds gewährten Förderungen 
aufgenommen werden, oder für deren Schuldendienst 
bzw. Raten vom Bund oder vom Land oder von einem 
dieser Fonds ein Zinsenzuschuss geleistet wird 

 § 90 Abs. 4 Z 6 
 6. Darlehen für Hochwasserschutzmaßnahmen für die 
vom Bund oder Land Investitionszuschüsse gewährt 

 6. Darlehen für Schutzbauten für die vom Bund oder 
Land Investitionszuschüsse gewährt werden; 
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werden; 

 § 90 Abs. 4 Z 7 

 7. Darlehen und Haftungen für Projekte in den Bereichen 
Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie 
Abfallentsorgung, wenn der Gemeinderat gleichzeitig die 
Bedeckung des Schuldendienstes unter Berücksichtigung 
kostendeckender Gebühren beschließt; 

7. Darlehen und Haftungen sowie die Begründung einer 
Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich einer 
Kreditverpflichtung gleichkommt (z. B. durch einen 
Leasingvertrag) für Projekte in den Bereichen Wasserver- 
und Abwasserentsorgung sowie Abfallentsorgung, wenn 
der Gemeinderat gleichzeitig die Bedeckung des 
Schuldendienstes unter Berücksichtigung 
kostendeckender Gebühren beschließt, sowie die 
Aufnahme von Darlehen, für die eine Haftung nach dieser 
Ziffer besteht. 

 § 97 Abs. 5 

 (5) Ein gewählter Bewerber darf nur in einer 
niederösterreichischen Gemeinde das Gelöbnis leisten. 
Wurde ein Bewerber in mehrere Gemeinderäte gewählt, 
so hat er sich bis zur ersten konstituierenden Sitzung 
eines Gemeinderates, in den er gewählt wurde, zu 
entscheiden, für welche Gemeinde er das Gelöbnis 
leistet. Auf Mandate in anderen Gemeinden muß er 
verzichten und ist in diesen Gemeinden aus der Liste der 
Ersatzmitglieder zu streichen.  - 

 § 100 

§ 100 
Annahme der Wahl 

 
Der zum Bürgermeister Gewählte muß vom 
Altersvorsitzenden befragt werden, ob er die Wahl 
annimmt. Verweigert der Gewählte die Annahme der 
Wahl, muß binnen zwei Wochen eine neuerliche Wahl 
durchgeführt werden. 

 § 100 
Annahme der Wahl 

 
(1) Der zum Bürgermeister Gewählte muss vom 
Altersvorsitzenden befragt werden, ob er die Wahl 
annimmt. Verweigert der Gewählte die Annahme der 
Wahl, muss binnen zwei Wochen eine neuerliche Wahl 
durchgeführt werden.  
(2) Der Bürgermeister ist ab der Annahme seiner Wahl im 
Amt. Sollte der Bürgermeister die Leistung des 
Gelöbnisses auf die Bundesverfassung und die 
Landesverfassung (§ 8 Abs. 5 lit. b des 
Übergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920, BGBl. Nr. 
368/1925 in der Fassung BGBl. Nr. 27/2019) verweigern, 
so gelten die von ihm gesetzten Handlungen als nichtig. 

 § 101 Abs. 1 
(1) Nach der Wahl des Bürgermeisters findet die Wahl 
der geschäftsführenden Gemeinderäte (Stadträte) statt. 

(1) Nach der Wahl des Bürgermeisters findet die Wahl 
der geschäftsführenden Gemeinderäte (Stadträte) statt. 
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Dazu übernimmt der Bürgermeister den Vorsitz. Dazu übernimmt der Bürgermeister den Vorsitz. Die bei 
der Wahl kandidierenden Gemeinderäte können ab der 
Einladung zur konstituierenden Sitzung schriftlich 
erklären, dass sie ihre Wahl annehmen werden. 

 § 102 Abs. 1  

 (1) Jede Wahlpartei, die Anspruch auf die Besetzung 
eines geschäftsführenden Gemeinderates (Stadtrates) 
hat, muß für die Wahl einen Wahlvorschlag erstatten. 
Diese Wahlvorschläge müssen so viele Kandidaten 
enthalten, als der Wahlpartei Gemeindevorstandstellen 
(Stadtratstellen) zukommen und müssen von mehr als 
der Hälfte der Gemeinderäte der betreffenden Wahlpartei 
unterschrieben sein. Es dürfen nur Mitglieder des 
Gemeinderates vorgeschlagen werden, wobei die 
Vorgeschlagenen nicht auf dem 
Gemeinderatswahlvorschlag der anspruchsberechtigten 
Wahlpartei aufscheinen müssen. 

(1) Jede Wahlpartei, die Anspruch auf die Besetzung 
eines geschäftsführenden Gemeinderates (Stadtrates) 
hat, muß für die Wahl einen Wahlvorschlag erstatten.  
Diese Wahlvorschläge müssen so viele Kandidaten 
enthalten, als der Wahlpartei Gemeindevorstandstellen 
(Stadtratstellen) zukommen und müssen von mehr als 
der Hälfte der bestehenden Gemeinderatsmitglieder der 
betreffenden Wahlpartei unterfertigt sein. 
Es dürfen nur Mitglieder des Gemeinderates 
vorgeschlagen werden, wobei die Vorgeschlagenen nicht 
auf dem Gemeinderatswahlvorschlag der 
anspruchsberechtigten Wahlpartei aufscheinen müssen. 

 § 107 Abs. 3 

 (3) Voraussetzung für die Wahl und die Mitgliedschaft ist 
die Mitgliedschaft zum Gemeinderat. Von der Wahl zum 
Mitglied des Prüfungsausschusses sind der 
Bürgermeister, die Mitglieder des Gemeindevorstandes 
(Stadtrates), der Kassenverwalter und der 
erforderlichenfalls bestellte Vertreter des 
Kassenverwalters sowie deren Ehegatten, eingetragene 
Partner, Verwandte oder Verschwägerte in der Seiten- 
oder auf- und absteigenden Linie bis einschließlich zum 
zweiten Grad ausgeschlossen. Die Wahl der 
Prüfungsausschußmitglieder hat in der konstituierenden 
(neuerlichen) Sitzung des Gemeinderates zu erfolgen. 

 (3) Voraussetzung für die Wahl und die Mitgliedschaft ist 
die Mitgliedschaft zum Gemeinderat.Von der Wahl zum 
Mitglied des Prüfungsausschusses sind der 
Bürgermeister, die Mitglieder des Gemeindevorstandes 
(Stadtrates), der Kassenverwalter und der 
erforderlichenfalls bestellte Vertreter des 
Kassenverwalters sowie deren Ehegatten, eingetragene 
Partner, mit diesen in einer Lebensgemeinschaft lebende 
Personen, Verwandte oder Verschwägerte in der Seiten- 
oder auf- und absteigenden Linie bis einschließlich zum 
zweiten Grad ausgeschlossen. Die Wahl der 
Prüfungsausschußmitglieder hat in der konstituierenden 
(neuerlichen) Sitzung des Gemeinderates zu erfolgen. 

  § 107 Abs. 4 

 (4) Wird ein Mitglied des Prüfungsausschusses zum 
Bürgermeister, zum Mitglied des Gemeindevorstandes 
(Stadtrates) gewählt, zum Kassenverwalter oder zu 
dessen Stellvertreter bestellt, scheidet es aus dem 
Prüfungsausschuß aus. Das gleiche gilt für ein 
verwandtes (verschwägertes) Mitglied derselben 
Wahlpartei der von der Wahl zum Mitglied des 
Prüfungsausschusses ausgeschlossenen Personen und 

 (4) Wird ein Mitglied des Prüfungsausschusses zum 
Bürgermeister, zum Mitglied des Gemeindevorstandes 
(Stadtrates) gewählt, zum Kassenverwalter oder zu 
dessen Stellvertreter bestellt, scheidet es aus dem 
Prüfungsausschuß aus. Das gleiche gilt für ein 
verwandtes (verschwägertes) Mitglied derselben 
Wahlpartei der von der Wahl zum Mitglied des 
Prüfungsausschusses ausgeschlossenen Personen und 
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deren Ehegatten und deren eingetragene Partner. deren Ehegatten, eingetragene Partner und mit diesen in 
einer Lebensgemeinschaft lebende Personen.“  

   § 107 Abs. 5 

 (5) Für die Wahl der Mitglieder sowie der Vorsitzenden 
und Vorsitzendenstellvertreter der Ausschüsse sind die 
Bestimmungen der §§ 102 Abs. 1, 3 und 4, 103 und 104 
sinngemäß anzuwenden. Die von den Wahlparteien für 
die Ausschüsse Vorgeschlagenen können gemeinsam in 
einem Wahlvorgang gewählt werden. Zur Gültigkeit der 
Wahl der Ausschußmitglieder ist die Anwesenheit von 
mindestens zwei Drittel der Mitglieder des 
Gemeinderates erforderlich. Wenn diese Anwesenheit 
nicht erreicht wird, kann die Wahl durchgeführt werden, 
wenn bei der neuerlichen Gemeinderatssitzung mehr als 
die Hälfte der Mitglieder des Gemeinderates anwesend 
sind, wobei bei der zweiten Einberufung auf diese 
Bestimmung ausdrücklich hinzuweisen ist. Zur 
gleichzeitigen Wahl des Vorsitzenden und des 
Vorsitzendenstellvertreters muß der Ausschuß vom 
Bürgermeister einberufen werden, der bis zur 
Beendigung der Wahl des Vorsitzenden den Vorsitz führt. 

  (5) Für die Wahl der Mitglieder sowie der Vorsitzenden 
und Vorsitzendenstellvertreter der Ausschüsse sind die 
Bestimmungen der §§ 102 Abs. 1, 3 und 4, 103 und 104 
sinngemäß anzuwenden. Die von den Wahlparteien für 
die Ausschüsse Vorgeschlagenen können gemeinsam in 
einem Wahlvorgang gewählt werden. Zur Gültigkeit der 
Wahl der Ausschußmitglieder ist die Anwesenheit von 
mindestens zwei Drittel der Mitglieder des 
Gemeinderates erforderlich. Wenn diese Anwesenheit 
nicht erreicht wird, kann die Wahl durchgeführt werden, 
wenn bei der neuerlichen Gemeinderatssitzung mehr als 
die Hälfte der Mitglieder des Gemeinderates anwesend 
sind, wobei bei der zweiten Einberufung auf diese 
Bestimmung ausdrücklich hinzuweisen ist. Zur 
gleichzeitigen Wahl des Vorsitzenden und des 
Vorsitzendenstellvertreters muß der Ausschuß vom 
Bürgermeister einberufen werden, der bis zur 
Beendigung der Wahl des Vorsitzenden den Vorsitz führt. 
Bei der Wahl des Vorsitzenden des 
Prüfungsausschusses ist § 99 Abs.3 anwendbar. 

 § 110 Abs. 1 

 (1) Ein Mitglied des Gemeinderates kann jederzeit auf 
sein Mandat verzichten. Der Verzicht muß schriftlich 
erfolgen. Der Inhalt des Verzichtschreibens wird bei 
einem gewählten, aber noch nicht angelobten Mitglied 
sofort mit dem Einlangen, sonst eine Woche nach dem 
Einlangen am Gemeindeamt (Stadtamt) verbindlich. 
Innerhalb dieser Frist kann der Verzicht wieder 
zurückgezogen werden. Ausscheidende Mitglieder 
werden, sofern sie nicht das Gegenteil verlangen, in die 
Liste der Ersatzmitglieder eingereiht. 

 (1) Ein Mitglied des Gemeinderates kann jederzeit auf 
sein Mandat verzichten. Der Verzicht muß unterschriftlich 
erfolgen. Der Inhalt des Verzichtschreibens wird bei 
einem gewählten, aber noch nicht angelobten Mitglied 
sofort mit dem Einlangen, sonst eine Woche nach dem 
Einlangen am Gemeindeamt (Stadtamt) verbindlich. 
Innerhalb dieser Frist kann der Verzicht wieder 
zurückgezogen werden. Ausscheidende Mitglieder 
werden, sofern sie nicht das Gegenteil verlangen, in die 
Liste der Ersatzmitglieder eingereiht. 

 § 111 Abs. 1 

 (1) Der Bürgermeister oder ein Mitglied des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) kann jederzeit auf sein 
Amt verzichten. Der Verzicht muß schriftlich erfolgen. 
Das Verzichtschreiben muß an den Bürgermeister oder, 
falls dieser sein Amt niederlegen will, an seinen 

 (1) Der Bürgermeister oder ein Mitglied des 
Gemeindevorstandes (Stadtrates) kann jederzeit auf sein 
Amt verzichten. Der Verzicht muß unterschriftlich 
erfolgen. Das Verzichtschreiben muß an den 
Bürgermeister oder, falls dieser sein Amt niederlegen will, 
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Stellvertreter gerichtet werden. Sein Inhalt wird mit dem 
auf den Tag des Einlangens folgenden Tag beim 
Gemeindeamt (Stadtamt) verbindlich. 

an seinen Stellvertreter gerichtet werden. Sein Inhalt wird 
mit dem auf den Tag des Einlangens folgenden Tag beim 
Gemeindeamt (Stadtamt) verbindlich. 

 § 111 Abs. 3 lit. c 

 c) im Falle einer schriftlichen Abberufung durch jene 
Wahlpartei, auf deren Wahlvorschlag das Mitglied in den 
Gemeindevorstand (Stadtrat) gewählt wurde, mit der 
Wahl eines neuen Mitgliedes zum Gemeindevorstand 
(Stadtrat). Unter den gleichen Voraussetzungen kann der 
Vizebürgermeister unter Beibehaltung seiner 
Mitgliedschaft zum Gemeindevorstand (Stadtrat) 
abberufen werden. In einem solchen Fall endet die 
Funktion als Vizebürgermeister mit der Wahl eines neuen 
Vizebürgermeisters. Das Abberufungsschreiben, das von 
mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder der 
betreffenden Wahlpartei unterfertigt sein muß, muß an 
den Bürgermeister gerichtet werden, oder 

 c) im Falle einer schriftlichen Abberufung durch jene 
Wahlpartei, auf deren Wahlvorschlag das Mitglied in den 
Gemeindevorstand (Stadtrat) gewählt wurde, mit der 
Wahl eines neuen Mitgliedes zum Gemeindevorstand 
(Stadtrat). Unter den gleichen Voraussetzungen kann der 
Vizebürgermeister unter Beibehaltung seiner 
Mitgliedschaft zum Gemeindevorstand (Stadtrat) 
abberufen werden. In einem solchen Fall endet die 
Funktion als Vizebürgermeister mit der Wahl eines neuen 
Vizebürgermeisters. Das Abberufungsschreiben, das von 
mehr als der Hälfte der bestehenden 
Gemeinderatsmitglieder der betreffenden Wahlpartei 
unterfertigt sein muß, muß an den Bürgermeister 
gerichtet werden, oder 

 § 112 Abs. 2 

 (2) Einen Antrag auf Ausspruch des Mißtrauens kann 
jedes Mitglied des Gemeinderates schriftlich stellen. Der 
Antrag muß an den Stellvertreter des Bürgermeisters 
gerichtet werden. Ein Dringlichkeitsantrag ist unzulässig. 

 (2) Einen Antrag auf Ausspruch des Mißtrauens kann 
jedes Mitglied des Gemeinderates unterschriftlich stellen. 
Der Antrag muß an den Stellvertreter des Bürgermeisters 
gerichtet werden. Ein Dringlichkeitsantrag ist unzulässig. 

 § 113 Abs. 1 

(1) Ein Vorsitzender (Stellvertreter) oder ein Mitglied 
eines Gemeinderatsausschusses kann jederzeit auf sein 
Amt verzichten. Der Verzicht muß schriftlich erfolgen. 
Das Verzichtschreiben muß an den Bürgermeister, oder 
wenn dieser selbst verzichten will, an seinen 
Stellvertreter gerichtet werden und wird mit dem auf den 
Tag des Einlangens folgenden Tag beim Gemeindeamt 
(Stadtamt) verbindlich. 

 (1) Ein Vorsitzender (Stellvertreter) oder ein Mitglied 
eines Gemeinderatsausschusses kann jederzeit auf sein 
Amt verzichten. Der Verzicht muß unterschriftlich 
erfolgen. Das Verzichtschreiben muß an den 
Bürgermeister, oder wenn dieser selbst verzichten will, 
an seinen Stellvertreter gerichtet werden und wird mit 
dem auf den Tag des Einlangens folgenden Tag beim 
Gemeindeamt (Stadtamt) verbindlich. 

 § 114 Abs. 4 

 (4) Die Berufung eines Ersatzmitgliedes in den 
Gemeinderat gilt als angenommen, wenn dieses nicht 
binnen dreier Tage seinen Verzicht auf die Berufung 
schriftlich erklärt. 

 (4) Die Berufung eines Ersatzmitgliedes in den 
Gemeinderat gilt als angenommen, wenn dieses nicht 
binnen dreier Tage seinen Verzicht auf die Berufung 
unterschriftlich erklärt. 

 § 114 Abs. 5 

 (5) Das Ausscheiden eines Gemeinderatsmitgliedes und 
die Einberufung eines Ersatzmitgliedes müssen durch 
Anschlag an der Amtstafel kundgemacht werden. Der 
Mandatsverzicht und dessen Rechtswirksamkeit sowie 

(5) Sowohl das Ausscheiden eines 
Gemeinderatsmitgliedes, als auch die Einberufung eines 
Ersatzmitgliedes müssen durch Anschlag an der 
Amtstafel kundgemacht werden. Der Mandatsverzicht 
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der Name des einberufenen Ersatzmitgliedes müssen der 
Landesregierung und der Bezirkshauptmannschaft 
umgehend mitgeteilt werden. 

und dessen Rechtswirksamkeit sowie der Name des 
einberufenen Ersatzmitgliedes müssen der 
Landesregierung und der Bezirkshauptmannschaft 
umgehend mitgeteilt werden. 

 § 121 

§ 121 
Bruchzahlenberechnung 

 
Soweit nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
Berechnungen von Bruchzahlen erforderlich sind, wird 
eine sich dadurch ergebene Dezimalzahl, wenn sie 0,5 
übersteigt, als ganze Zahl gerechnet (z. B. 12,6 = 13), 
sonst nicht berücksichtigt (z. B. 9,5 = 9). 

 § 121 
Bruchzahlenberechnung 

 
Soweit nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
Berechnungen von Bruchzahlen erforderlich sind, wird 
eine sich dadurch ergebene Dezimalzahl, wenn sie 0,5 
übersteigt, als ganze Zahl gerechnet (z. B. 12,6 = 13), 
sonst nicht berücksichtigt (z. B. 9,5 = 9). 
Diese Regelung gilt für die Berechnung von Bruchzahlen 
in allen Hauptstücken. 
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§ 6 
Initiativrecht, Initiativantrag 

(1) Das Initiativrecht der Stadtbürger besteht im Verlangen, 
dass Aufgaben besorgt oder Maßnahmen getroffen werden, 
soweit sie im Interesse der Stadt oder einzelner Teile des 
Stadtgebietes liegen. 
(2) Das Initiativrecht ist auf den eigenen Wirkungsbereich 
beschränkt. Vom Initiativrecht sind individuelle 
Verwaltungsakte und Angelegenheiten, die ganz oder 
überwiegend auf Abgaben Einfluss haben, ausgeschlossen. 
(3) Die Stadtbürger üben das Initiativrecht  
durch einen Initiativantrag aus. Dieser muß enthalten: 

a) ein bestimmtes Verlangen; 
b) das Organ, an das er gerichtet ist; 
c) den Namen und die Adresse eines 

Zustellungsbevollmächtigten und dessen Vertreters; 
d) die Namen und die Adressen sowie die 

Unterschriften von wahlberechtigten Stadtbürgern. 
(4) Der Initiativantrag muss von mindestens so vielen 
wahlberechtigten Stadtbürgern unterstützt werden als bei 
der letzten Gemeinderatswahl Stimmen für die Erlangung 
eines Gemeinderatsmandates notwendig waren. 
 

§ 6 
Verfahren des Initiativantrages 

(1) Der Initiativantrag ist beim Magistrat einzubringen. Die 
Stadtwahlbehörde stellt binnen vier Wochen ab Einlangen 
des Antrages die Anzahl der Stadtbürger, die den 
Initiativantrag unterschrieben haben und zum Gemeinderat 
wahlberechtigt sind, fest (§ 7 Abs. 4 und § 8). Ist der 
Initiativantrag (§ 7 Abs. 4) oder der Initiativantrag auf 
Anordnung einer Bürgerbefragung (§ 8) nicht ausreichend 
unterstützt, hat der Vorsitzende der Stadtwahlbehörde in 
einem an den Zustellungsbevollmächtigten gerichteten 
Bescheid darüber abzusprechen, dass aus diesem Grund 
die Behandlung des Initiativantrages unterbleibt. 
(2) Ist der Initiativantrag ausreichend unterstützt, hat der 
Magistrat in einem an den Zustellungsbevollmächtigten 
gerichteten Bescheid darüber abzusprechen, dass die 
Behandlung des Antrages unterbleibt, wenn 

- der Initiativantrag nicht den Vorschriften des § 7 Abs. 
3 entspricht, 

- es sich um keine Angelegenheit des eigenen 
Wirkungsbereiches handelt, 

- er individuelle Verwaltungsakten oder 
Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf 
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§ 7 
Verfahren des Initiativantrages 

(1) Der Initiativantrag ist beim Magistrat einzubringen. 
(2) Der Bürgermeister hat im Falle eines Widerspruches des 
Initiativantrages zu § 6 Abs. 3 dem 
Zustellungsbevollmächtigten schriftlich mitzuteilen, dass die 
Behandlung des Antrages durch die Stadtwahlbehörde 
unterbleibt, und die Gründe dafür anzugeben. 
(3) Wenn der Antrag dem § 6 Abs. 3 entspricht, hat der 
Bürgermeister eine Sitzung der Stadtwahlbehörde zur 
Prüfung des Initiativantrages einzuberufen. Die Sitzung hat 
binnen vier Wochen ab Einlangen des Antrages 
stattzufinden. 
(4) Die Stadtwahlbehörde stellt die Anzahl der Stadtbürger, 
die den Initiativantrag unterschrieben haben und zum 
Gemeinderat wahlberechtigt sind, fest (§ 6 Abs. 4). Der Tag 
des Einlangens des Antrages beim Magistrat gilt als 
Stichtag. 
(5) Wenn der Initiativantrag nicht von einer ausreichenden 
Anzahl von Stadtbürgern unterschrieben wurde (§ 6 Abs. 4), 
hat der Vorsitzende der Stadtwahlbehörde dem 
Zustellungsbevollmächtigten mitzuteilen, dass 

- die Behandlung durch das angerufene Organ 
unterbleibt und 

- die Gründe dafür anzugeben. 
 

§ 8 
Behandlung des Initiativantrages 

(1) Der Bürgermeister hat dafür zu sorgen, dass ein 
Initiativantrag, dessen Gegenstand in den Wirkungskreis des 
Gemeinderates oder Stadtsenates fällt, unter Einhaltung der 
Geschäftsordnungsbestimmungen in der nächsten Sitzung 
des zuständigen Organes behandelt wird. 
(2) Die Organe der Stadt müssen die an sie gerichteten 
Initiativanträge, die in ausreichender Zahl unterstützt wurden 
(§ 6 Abs. 4), behandeln. 
Sie müssen deren Behandlung ablehnen, wenn sie 

- keine Angelegenheit des eigenen 

Abgaben Einfluss haben, betrifft, 
- das angerufene Organ nicht zuständig ist (§ 6 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – 
AVG, BGBl. Nr. 51/1991 in der Fassung BGBl. I Nr. 
157/2024, findet keine Anwendung), oder 

- wenn der Initiativantrag Angelegenheiten betrifft, die 
von den zuständigen Organen bereits erledigt 
worden sind. 

Enthält der Initiativantrag nicht den Namen und die Adresse 
eines Zustellungsbevollmächtigten oder dessen Vertreters, 
hat der Bescheid an den erstangeführten Unterstützer zu 
ergehen. Liegt kein Grund zur Zurückweisung  
vor, ist der Initiativantrag zu behandeln. 
(3) Fällt die Behandlung des Initiativantrages in den 
Wirkungsbereich des Gemeinderates oder Stadtsenates, hat 
der Bürgermeister dafür zu sorgen, dass die Behandlung 
unter Einhaltung der Geschäftsordnungsbestimmungen in 
die Tagesordnung der nächstmöglichen Sitzung des 
zuständigen Organs aufgenommen wird. 
(4) Der Magistrat hat den Zustellungsbevollmächtigten vom 
Ergebnis der Behandlung des Initiativantrages zu 
verständigen. 
 

§ 7 
Initiativrecht, Initiativantrag 

(1) Das Initiativrecht der Stadtbürger besteht im Verlangen, 
dass Aufgaben besorgt oder Maßnahmen getroffen werden, 
soweit sie im Interesse der Stadt oder einzelner Teile des 
Stadtgebietes liegen. 
(2) Das Initiativrecht ist auf den eigenen Wirkungsbereich 
beschränkt. Vom Initiativrecht sind individuelle 
Verwaltungsakte und Angelegenheiten, die ganz oder 
überwiegend auf Abgaben Einfluss haben, ausgeschlossen. 
(3) Die Stadtbürger üben das Initiativrecht durch einen 
Initiativantrag aus. Dieser muss enthalten: 

- ein bestimmtes Verlangen; 
- das Organ, an das er gerichtet ist; 
- den Namen und die Adresse eines 
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Wirkungsbereiches, 
- individuelle Verwaltungsakte oder 
- Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf 

Abgaben Einfluss haben, sowie 
- Maßnahmen, die von den zuständigen Organen 

bereits verwirklicht worden sind, 
betreffen. 
(3) Unterstützen mehr als 10 % aller wahlberechtigten 
Stadtbürger einen Initiativantrag auf Anordnung einer 
zulässigen Bürgerbefragung (§ 9), muss der Gemeinderat 
eine Bürgerbefragung anordnen, sofern deren Gegenstand 
vom zuständigen Gemeindeorgan nicht bereits erledigt 
worden ist und der Zustellungsbevollmächtigte nicht auf der 
Durchführung der Bürgerbefragung beharrt. Ob der 
Initiativantrag von einer ausreichenden Anzahl von 
Stadtbürgern unterschrieben wurde, überprüft die 
Stadtwahlbehörde im Rahmen des Prüfungsverfahrens nach 
§ 7 Abs. 4. 
(4) Der Bürgermeister hat den Zustellungsbevollmächtigten 
vom Ergebnis der Behandlung des Initiativantrages zu 
verständigen. 

Zustellungsbevollmächtigten und dessen Vertreters; 
- die Namen und die Adressen sowie die 

Unterschriften in der erforderlichen Anzahl 
wahlberechtigter Stadtbürger. 

(4) Der Initiativantrag muss von mindestens so vielen 
wahlberechtigten Stadtbürgern unterstützt werden als bei 
der letzten Gemeinderatswahl Stimmen für die Erlangung 
eines Gemeinderatsmandates notwendig waren. Als 
Stichtag dabei gilt der Tag des Einlangens des Antrages 
beim Magistrat. 
 

§ 8 
Initiativantrag auf Anordnung einer Bürgerbefragung 

Unterstützen mehr als 10 % aller wahlberechtigten 
Stadtbürger einen Initiativantrag auf Anordnung einer 

zulässigen Bürgerbefragung (§ 9), muss der Gemeinderat 
eine Bürgerbefragung anordnen, sofern deren Gegenstand 

vom zuständigen Gemeindeorgan nicht bereits erledigt 
worden ist und der Zustellungsbevollmächtigte nicht auf der 

Durchführung der Bürgerbefragung beharrt. Ob der 
Initiativantrag zulässig ist, ist im Prüfungsverfahren nach § 6 

Abs. 1 und 2 zu beurteilen. 

§ 9 Abs. 1 

(1) In Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
kann der Gemeinderat eine Bürgerbefragung anordnen. 
Dieser Beschluß bedarf außer im Falle des § 8 Abs. 3 der 
Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Gemeinderates. Eine Bürgerbefragung ist auch für Teile des 
Stadtgebietes möglich. Über individuelle Verwaltungsakte 
und Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf 
Abgaben Einfluss haben, darf eine Bürgerbefragung nicht 
durchgeführt werden. 

(1) In Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
kann der Gemeinderat eine Bürgerbefragung anordnen. 
Dieser Beschluß bedarf außer im Falle des § 8 Abs. 3 der 
Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des 
Gemeinderates. Eine Bürgerbefragung ist auch für Teile des 
Stadtgebietes möglich. Über individuelle Verwaltungsakte 
und Angelegenheiten, die ganz oder überwiegend auf 
Abgaben Einfluss haben, darf eine Bürgerbefragung nicht 
durchgeführt werden. 

§ 10 

§ 10 
Ausschreibung 

(1) Der Bürgermeister hat die Bürgerbefragung spätestens 
vier Wochen nach ihrer Anordnung, frühestens jedoch am 
Tag nach dem Stichtag, auszuschreiben. Sie muss 
spätestens sieben Wochen nach dem Tag der 

§ 10 
Ausschreibung 

(1) Der Bürgermeister hat die Bürgerbefragung spätestens 
vier Wochen nach ihrer Anordnung (§ 9), frühestens jedoch 
am Tag nach dem Stichtag, auszuschreiben. Stichtag ist der 
Tag eine Woche nach der Anordnung der Volksbefragung. 
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Ausschreibung an einem Sonntag oder gesetzlichen 
Feiertag stattfinden. Als Stichtag gilt der Tag, welcher eine 
Woche nach der Anordnung der Volksbefragung folgt. 
(2) Die Ausschreibung ist durch Anschlag an der Amtstafel 
kundzumachen. Die Kundmachung muss enthalten: 

a) den Tag der Bürgerbefragung; 
b) die gestellte(n) Frage(n); 
c) die Zeiten und den Ort der Einsichtnahme in das 

Verzeichnis der Abstimmungsberechtigten; 
d) den Stichtag. 

(3) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (z. B. das 
tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkende 
Maßnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 oder 
Katastrophen) oder der Dauer der Geltung von Maßnahmen 
betreffend die COVID-19-Pandemie verlängert sich die Frist 
nach Abs. 1 um 12 Wochen. Dauern die Maßnahmen 
betreffend die COVID-19-Pandemie über diesen Zeitraum 
hinaus an, kann die Landesregierung durch Verordnung 
abweichende Fristen festlegen. 

(2) Die Bürgerbefragung ist spätestens am siebenten dem 
Tage der Ausschreibung nachfolgenden Sonntag 
durchzuführen. 
(3) Die Ausschreibung ist durch Anschlag an der Amtstafel 
kundzumachen. Die Kundmachung muss enthalten: 

a) den Tag der Bürgerbefragung; 
b) die gestellte(n) Frage(n); 
c) die Zeiten und den Ort der Einsichtnahme in das 

Verzeichnis der Abstimmungsberechtigten; 
d) den Stichtag. 

(4) Für die Dauer außergewöhnlicher Verhältnisse (wie z. B. 
die das tägliche Leben der Allgemeinheit einschränkenden 
Maßnahmen nach dem Epidemiegesetz 1950 (EpiG), BGBl. 
Nr. 186/1950 in der Fassung BGBl. I Nr. 105/2024 oder 
Katastrophen) verlängert sich die Frist nach Abs. 1 um zwölf 
Wochen. 

§ 11 Abs. 3 

(3) Die Bestimmungen des 18. Abschnittes des 
Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974 in der Fassung BGBl. 
I Nr. 111/2019, gelten sinngemäß auch für die 
Bürgerbefragung. 

(3) Die Bestimmungen des 18. Abschnittes des 
Strafgesetzbuches - StGB, BGBl. Nr. 60/1974 in der 
Fassung BGBl. I Nr. 135/2023, gelten sinngemäß auch für 
die Bürgerbefragung. 

§ 23 Abs. 1 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat insbesondere das 
Recht, bei den Sitzungen des Gemeinderates zu den 
Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 
Anfragen und Anträge zu stellen sowie das Stimmrecht 
auszuüben. Die Anfragen sind vom Bürgermeister 
spätestens in der nächsten Gemeinderatssitzung zu 
beantworten. Eine Nichtbeantwortung ist zu begründen. 
Jedes Mitglied hat überdies das Recht, jene Akten 
einzusehen, auf die sich Verhandlungsgegenstände einer 
anberaumten Gemeinderatssitzung beziehen. Die 
Ergebnisse der Vorberatung in den Ausschüssen und im 
Stadtsenat einschließlich der Anträge an den Gemeinderat 
sind diesen Akten beizuschließen. Nach Maßgabe der 
vorhandenen technischen Möglichkeiten müssen auf Kosten 

(1) Jedes Mitglied des Gemeinderates hat insbesondere das 
Recht, bei den Sitzungen des Gemeinderates zu den 
Verhandlungsgegenständen das Wort zu ergreifen, 
Anfragen und Anträge zu stellen sowie das Stimmrecht 
auszuüben. Die Anfragen sind vom Bürgermeister 
spätestens in der nächsten Gemeinderatssitzung zu 
beantworten. Eine Nichtbeantwortung ist zu begründen. 
Jedes Mitglied hat überdies das Recht, jene Akten 
einzusehen, auf die sich Verhandlungsgegenstände einer 
anberaumten Gemeinderatssitzung beziehen. Die 
Ergebnisse der Vorberatung in den Ausschüssen und im 
Stadtsenat einschließlich der Anträge an den Gemeinderat 
sind diesen Akten beizuschließen. Nach Maßgabe der 
vorhandenen technischen Möglichkeiten müssen auf Kosten 
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des Verlangenden auch Kopien hergestellt oder die Akten in 
einer anderen technisch möglichen Weise zur Verfügung 
gestellt werden. 

des Verlangenden auch Kopien hergestellt werden. Dieses 
Einsichtsrecht schließt ausdrücklich die Möglichkeit ein, die 
entsprechenden Unterlagen in elektronischer Form 
anzufordern. Die Gemeinde hat sicherzustellen, dass diese 
Akten dem Gemeinderatsmitglied auf Verlangen auch 
elektronisch übermittelt werden. 

§ 24 Abs. 2 

(2) Die Einberufung zur Gemeinderatssitzung hat schriftlich 
unter Bekanntgabe der Gegenstände der Tagesordnung zu 
erfolgen und ist allen Mitgliedern des Gemeinderates 
nachweislich spätestens am fünften Tag vor dem Tag der 
Sitzung zuzustellen. Die Einberufung kann auch in jeder 
anderen technisch möglichen Form übermittelt werden, 
wenn das Mitglied des Gemeinderates dieser 
Übertragungsart zugestimmt hat, wobei in diesem Fall die 
Sendebestätigung dem Erfordernis der nachweislichen 
Zustellung genügt. Fällt dieser Tag auf einen Samstag, 
Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich die Frist auf den 
vorhergehenden Werktag. Auf die Zustellung bzw. die 
technische Übermittlung finden die Bestimmungen des 
Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 42/2020, Anwendung, wobei eine Zustellung zu eigenen 
Handen nicht erforderlich ist. Eine Verletzung der Form und 
Frist gilt als geheilt, wenn dieses Mitglied zur Sitzung 
erscheint oder dem Bürgermeister nach der Sitzung 
schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Weise 
bekannt gibt, dass es von der Einberufung der 
Gemeinderatssitzung in Kenntnis war. Eine telefonische 
Bekanntgabe ist nicht geeignet, eine mangelhafte Ladung zu 
sanieren. Mitglieder des Gemeinderates, die dem 
Bürgermeister ihre nicht nur vorübergehende Abwesenheit 
von der bekannt gegebenen Abgabestelle mitgeteilt haben, 
brauchen auf die Dauer der Abwesenheit von der bekannt 
gegebenen Abgabestelle nicht zu einer 
Gemeinderatssitzung eingeladen werden. Mitgliedern des 
Gemeinderates, die ihre nicht nur vorübergehende 
Abwesenheit von der bekannt gegebenen Abgabestelle nicht 
mitgeteilt haben, kann die Einberufung zur 
Gemeinderatssitzung entgegen § 17 des Zustellgesetzes, 

(2) Die Einberufung zur Gemeinderatssitzung hat schriftlich 
unter Bekanntgabe der Gegenstände der Tagesordnung zu 
erfolgen und ist allen Mitgliedern des Gemeinderates 
nachweislich spätestens am fünften Tag vor dem Tag der 
Sitzung zuzustellen. Die Einberufung kann auch in jeder 
anderen technisch möglichen Form übermittelt werden, 
wenn das Mitglied des Gemeinderates dieser 
Übertragungsart zugestimmt hat, wobei in diesem Fall die 
Sendebestätigung dem Erfordernis der nachweislichen 
Zustellung genügt. Fällt dieser Tag auf einen Samstag, 
Sonn- oder Feiertag, so verlängert sich die Frist auf den 
vorhergehenden Werktag. Auf die Zustellung bzw. die 
technische Übermittlung finden die Bestimmungen des 
Zustellgesetzes, BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I 
Nr. 42/2020, Anwendung, wobei eine Zustellung zu eigenen 
Handen nicht erforderlich ist. Eine Verletzung der Form und 
Frist gilt als geheilt, wenn dieses Mitglied zur Sitzung 
erscheint oder dem Bürgermeister nach der Sitzung 
schriftlich oder in jeder anderen technisch möglichen Weise 
bekannt gibt, dass es von der Einberufung der 
Gemeinderatssitzung in Kenntnis war. Eine telefonische 
Bekanntgabe ist nicht geeignet, eine mangelhafte Ladung zu 
sanieren. Mitglieder des Gemeinderates, die dem 
Bürgermeister ihre nicht nur vorübergehende Abwesenheit 
von der bekannt gegebenen Abgabestelle mitgeteilt haben, 
brauchen auf die Dauer der Abwesenheit von der bekannt 
gegebenen Abgabestelle nicht zu einer 
Gemeinderatssitzung eingeladen werden. Mitgliedern des 
Gemeinderates, die ihre nicht nur vorübergehende 
Abwesenheit von der bekannt gegebenen Abgabestelle nicht 
mitgeteilt haben, kann die Einberufung zur 
Gemeinderatssitzung entgegen § 17 des Zustellgesetzes, 
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BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 42/2020, 
durch Hinterlegung zugestellt werden. 

BGBl. Nr. 200/1982 in der Fassung BGBl. I Nr. 42/2020, 
durch Hinterlegung zugestellt werden. 

§ 28 Abs. 4 

(4) Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei 
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Der 
Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

(4) Stimmenthaltung gilt als Ablehnung. Bei 
Stimmengleichheit gilt der Antrag als abgelehnt. Der 
Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

§ 31 Abs 1 lit. g) 

g) alle in der Sitzung gestellten Anträge, die gefassten 
Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis, wobei die 
Gegenstimmen und die Stimmenthaltungen außer bei 
geheimen Abstimmungen und bei einheitlichem 
Stimmverhalten der Mitglieder einer Wahlpartei (in diesem 
Fall genügt die Bezeichnung der Wahlpartei) namentlich 
anzuführen sind, und 

g) alle in der Sitzung gestellten Anträge, die gefassten 
Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis, wobei die 
Gegenstimmen und die Stimmenthaltungen außer bei 
geheimen Abstimmungen und bei einheitlichem 
Stimmverhalten der Mitglieder einer Wahlpartei (in diesem 
Fall genügt die Bezeichnung der Wahlpartei) namentlich 
anzuführen sind, und 

§ 31 Abs. 4 

(4) Der Vorsitzende und der (die) Schriftführer haben das 
Protokoll nach dem Abfassen zu unterfertigen. Jede im 
Gemeinderat vertretene Wahlpartei hat ein Mitglied des 
Gemeinderates namhaft zu machen, das spätestens bei der 
nächsten Sitzung des Gemeinderates das Protokoll 
unterfertigt. Wenn kein Mitglied einer im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei bei der Sitzung anwesend war, 
unterbleibt die Fertigung durch deren Vertreter. Eine 
Verweigerung der Unterfertigung ist im Protokoll zu 
vermerken. 

(4) Der Vorsitzende und der (die) Schriftführer haben das 
Protokoll nach dem Abfassen zu unterfertigen. Jede im 
Gemeinderat vertretene Wahlpartei hat ein Mitglied des 
Gemeinderates namhaft zu machen, das spätestens bei der 
nächsten Sitzung des Gemeinderates das Protokoll 
unterfertigt. Wenn kein Mitglied einer im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei bei der Sitzung anwesend war, 
unterbleibt die Fertigung durch deren Vertreter. Eine 
Verweigerung der Unterfertigung ist im Protokoll zu 
vermerken. Die Nachweise über die ordnungsgemäße 
Einladung der nicht 
erschienenen Gemeinderatsmitglieder und die versandte 
Tagesordnung sind mit dem Protokoll aufzubewahren. 

§ 31 Abs. 7 
(7) Die Protokolle über nichtöffentliche Sitzungen des 
Gemeinderates sind getrennt zu verwahren. 

(7) Die Einsichtnahme in das genehmigte Sitzungsprotokoll 
nicht-öffentlicher Gemeinderatssitzungen ist den 
Gemeinderäten erlaubt. Jedem zur Fertigung des 
Sitzungsprotokolls namhaft gemachten Mitglied des 
Gemeinderates ist unter Hinweis auf das Amtsgeheimnis auf 
Verlangen eine Kopie des Sitzungsprotokolls kostenlos zur 
Verfügung zu stellen. Die Sitzungsprotokolle über nicht-
öffentliche Gemeinderatssitzungen sind gesondert 
abzulegen. 

§ 32 Z 26 lit. h) 

h) den Abschluss oder die Auflösung von mehrjährigen 
Verträgen, deren Jahresentgelt 0,01 % der Summe der 
veranschlagten Erträge des Ergebnisvoranschlages im 

h) den Abschluss oder die Auflösung von mehrjährigen 
Verträgen, deren Jahresentgelt 0,01 % der Summe der 
veranschlagten Erträge des Ergebnisvoranschlages im 
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Einzelfall übersteigt, ausgenommen Bestandsverträge über 
Wohnungen; 

Einzelfall übersteigt, ausgenommen Bestandverträge über 
Wohnungen; 

§ 37 Abs. 3 

(3) Zu einem gültigen Beschluss ist, wenn gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit der in 
beschlussfähiger Anzahl anwesenden Mitglieder des 
Stadtsenates erforderlich. Stimmenthaltung gilt als 
Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gilt jene Anschauung als 
zum Beschluss erhoben, der der Erste Vizebürgermeister 
beitritt. 

(3) Zu einem gültigen Beschluss ist, wenn gesetzlich nicht 
anderes bestimmt ist, die einfache Mehrheit der in 
beschlussfähiger Anzahl anwesenden Mitglieder des 
Stadtsenates erforderlich. Stimmenthaltung gilt als 
Ablehnung. Bei Stimmengleichheit gilt jene Anschauung als 
zum Beschluss erhoben, der der Erste Vizebürgermeister 
beitritt. 

§ 47 Abs. 2 lit. i) 
und j) 

i) die laufende Verwaltung; dazu zählen insbesondere auch 
die Verwaltung des städtischen Vermögens sowie die 
Veranlagung von Festgeld und Spareinlagen mit einer 
höchstens einjährigen Bindungsfrist. 

i) die laufende Verwaltung; dazu zählen insbesondere auch 
die Verwaltung des städtischen Vermögens sowie die 
Veranlagung von Festgeld und Spareinlagen mit einer 
höchstens einjährigen Bindungsfrist; 
 
j) die Veröffentlichung und Zugänglichmachung von 
Informationen gemäß § 3 Abs. 3 des Bundesgesetzes über 
den Zugang zu Informationen (Informationsfreiheitsgesetz - 
IFG, BGBl. I Nr. 5/2024) samt der allfälligen Verweigerung. 

§§ 50 und 50a 

§ 50 
Kundmachungen der Stadt 

(1) Verordnungen der Stadt sind, wenn gesetzlich nichts 
anderes bestimmt ist, durch Anschlag an der Amtstafel 
kundzumachen. Diese ist so einzurichten, dass 
Kundmachungen: 

a) in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 
b) in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich 

gemacht oder zur Abfrage bereitgehalten werden; 
dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung 
und Suchfunktionen) zu gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der 
Kundmachungsdaten in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht 
sicherzustellen. Die Kundmachungsfrist beträgt zwei 
Wochen. Verordnungen, die einer Genehmigung durch die 
Landesregierung bedürfen, dürfen erst nach der Zustellung 
der Genehmigung an die Stadt kundgemacht werden. 
(2) Verordnungen, die wegen ihres Umfanges oder ihrer Art 
an der Amtstafel nicht kundgemacht werden können, sind 

§ 50 
Kundmachungen 

(1) Kundmachungen der Stadt (z. B. die Auflage des 
Voranschlages) sind, wenn gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, durch Anschlag an der Amtstafel 
kundzumachen. Diese ist so einzurichten, dass 
Kundmachungen: 

a) in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 
b) in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich 

gemacht oder zur Abfrage bereitgehalten werden; 
dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung 
und Suchfunktionen) zu gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der 
Kundmachungsdaten 
in inhaltlicher und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. Die auf 
der Amtstafel erfolgten Kundmachungen sind auch 
zusätzlich im Internet zu veröffentlichen. 
(2) Kundmachungen, die wegen ihres Umfanges oder ihrer 
Art an der Amtstafel nicht kundgemacht werden können, 
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zur öffentlichen Einsicht durch zwei Wochen hindurch 
aufzulegen. Die Auflegung, der Ort der 
Einsichtnahmemöglichkeit und die für die Einsichtnahme 
vorgesehenen Amtsstunden sind an der Amtstafel 
kundzumachen. 
(3) Verordnungen treten mit Ablauf des letzten Tages der 
Kundmachungs- bzw. Auflagefrist in Kraft, wenn in der 
Verordnung nichts anderes bestimmt ist. 
(4) Verweigert der Gemeinderat die Zustimmung zu 
Verordnungen, die der Bürgermeister gemäß § 15 Abs. 2 
erlassen hat, treten sie mit dem Ablauf des Tages der 
Gemeinderatssitzung außer Kraft; dies ist durch Anschlag 
an der Amtstafel kundzumachen. 
 

§ 50a 
Kundmachungen der Stadt in Angelegenheiten der 

Bezirksverwaltung 
(1) Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten der 
Bezirksverwaltung sind, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist, elektronisch im Rahmen des 
Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) im jeweiligen 
Verordnungsblatt kundzumachen. 
(2) Verordnungen in Angelegenheiten der Bezirksverwaltung 
können in anderer geeigneter Weise (z. B. durch Rundfunk 
oder andere akustische Mittel, durch Anschlag an der 
Amtstafel der Behörde, in Tageszeitungen, durch 
Plakatierung) kundgemacht werden 

1. bei Ausfall des Rechtsinformationssystems des 
Bundes (RIS), 

2. für die Dauer außerordentlicher Verhältnisse, 
3. bei Gefahr im Verzug, 
4. in dringenden Fällen, in denen eine Kundmachung 

im Rechtsinformationssystem des Bundes (RIS) nicht 
oder nicht rasch genug möglich ist. 

Die solcherart kundgemachten Verordnungen sind so bald 
wie möglich im Rechtsinformationssystem des Bundes 
(RIS) wiederzugeben. Die Wiedergabe hat einen Hinweis 
auf ihren bloßen Mitteilungscharakter, die Art der erfolgten 

sind solange sie in Geltung stehen, zur öffentlichen Einsicht 
aufzulegen. Die Auflegung, der Ort der 
Einsichtnahmemöglichkeit und die für die Einsichtnahme 
vorgesehenen Amtsstunden sind an der Amtstafel 
kundzumachen. 
 

§ 50a 
Kundmachungen von Verordnungen der Stadt 

(1) Verordnungen der Gemeinde und der 
Bezirksverwaltungsbehörde bedürfen, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, zu ihrer Rechtswirksamkeit der 
öffentlichen Kundmachung. Aus der Verordnung muss 
erkennbar sein, von welchem Organ sie erlassen wurde. 
Kundmachungen sind vom Magistrat durchzuführen. Wird 
kein bestimmter Zeitpunkt festgelegt, tritt eine 
Rechtsvorschrift mit dem der Kundmachung folgenden 
Tag in Kraft. Als Tag der Kundmachung gilt der Tag, an 
dem das Verordnungsblatt zur Abfrage freigegeben wird. 
Verweigert der Gemeinderat die Zustimmung zu 
Verordnungen, die der Bürgermeister gemäß § 15 Abs. 2 
erlassen hat, treten sie mit dem Ablauf des Tages der 
Gemeinderatssitzung außer Kraft; dies hat der 
Bürgermeister mit einer Aufhebungsverordnung 
kundzumachen. 
(2) Die Kundmachung der im Verordnungsblatt zu 
verlautbarenden Rechtsvorschriften hat, soweit gesetzlich 
nichts anderes bestimmt ist, elektronisch im Rahmen des 
Rechtsinformationssystems des Bundes (RIS) zu 
erfolgen. Die im Verordnungsblatt zu verlautbarenden 
Rechtsvorschriften sind innerhalb von zwei Wochen nach 
der Beschlussfassung dem für den Betrieb des RIS 
zuständigen Mitglied der Bundesregierung entsprechend § 
50b elektronisch zu übermitteln. Nach der Freigabe der 
Abfrage hat das für den Betrieb des RIS zuständige Mitglied 
der Bundesregierung diese im Internet unter der Adresse 
„www.ris.bka.gv.at“ bereit zu halten.  
(3) Die Stadt hat zur Veröffentlichung von Verordnungen im 
RIS 
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Kundmachung und den Zeitpunkt des Inkrafttretens zu 
enthalten. 
(3) Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass jede Person 
gegen Kostenersatz Ausdrucke der Verordnungen nach 
Abs. 1 und 2 erhalten kann. 

je ein Verordnungsblatt für Verordnungen der Gemeinde und 
für Verordnungen der Bezirksverwaltungsbehörde 
herauszugeben, welches die Bezeichnung 
„Verordnungsblatt der Statutarstadt in Angelegenheiten 
der Gemeinde“ bzw. „Verordnungsblatt der Statutarstadt 
in Angelegenheiten der Bezirksverwaltungsbehörde“, 
ergänzt durch den Namen der jeweiligen Stadt, trägt. Die 
Titelseite jeder Kundmachung des Verordnungsblattes hat 
im Kopfteil die Bezeichnung, den Jahrgang, den Tag der 
Kundmachung und die Kundmachungsnummer zu enthalten. 
Jede Seite hat auf die in Abs. 2 genannte Internetadresse 
hinzuweisen. Auf den der Titelseite einer Kundmachung 
folgenden Seiten sind jeweils am oberen Rand in einer Zeile 
die Bezeichnung, die Kundmachungsnummer, der Jahrgang, 
der Tag der Kundmachung und die Seitenzahl der 
Kundmachung anzuführen.  
(4) Wenn und solange die Bereitstellung oder Bereithaltung 
der im Verordnungsblatt zu verlautbarenden 
Rechtsvorschriften zur Abfrage im Internet nicht bloß 
vorübergehend nicht möglich ist sowie für die Dauer 
außerordentlicher Verhältnisse, bei Gefahr im Verzug 
und in dringenden Fällen, in denen eine Kundmachung im 
Verordnungsblatt nicht oder nicht rasch genug möglich ist, 
hat deren Kundmachung in anderer allgemein zugänglicher 
und vollständiger Weise zu erfolgen. Abs. 1 ist sinngemäß 
anzuwenden. Die so kundgemachten Rechtsvorschriften 
sind sobald wie möglich im RIS wiederzugeben. Die 
Wiedergabe hat einen Hinweis auf ihren bloßen 
Mitteilungscharakter, die Art der Kundmachung und den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens zu enthalten. 
(5) Abweichend von Abs. 2 können durch Auflage zur 
öffentlichen Einsichtnahme beim Magistrat Teile von 
Verordnungen und Kundmachungen verlautbart werden: 

1. deren Inhalt sich aus Planunterlagen (Pläne, Karten, 
Tabellen und dergleichen) ergibt und 

2. deren Verlautbarung im Verordnungsblatt wegen 
ihres Umfanges oder ihrer technischen Gestaltung 
einen wirtschaftlich nicht vertretbaren Aufwand 
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verursachen würde. 
Die Kundmachung durch Auflage zur öffentlichen 
Einsichtnahme ist in der Rechtsvorschrift selbst anzuordnen. 
Die Auflage hat auf die Dauer, ihrer Geltung zu erfolgen. Die 
öffentliche Einsichtnahme kann während der Amtsstunden 
erfolgen. Soweit technische Einrichtungen vorhanden sind, 
können gegen Kostenersatz Kopien verlangt werden. 

§§ 50b bis 50d - 

§ 50b 
Zugang zu den Verordnungen 

(1) Die kundgemachten Rechtsvorschriften sind vom für den 
Betrieb des RIS zuständigen Mitglied der Bundesregierung 
auf Dauer unter der in § 50a Abs. 2 genannten 
Internetadresse zur Abfrage bereit zu halten. Die 
Verlautbarungen im Verordnungsblatt haben jederzeit ohne 
Identitätsnachweis und unentgeltlich zugänglich zu sein. Die 
Verlautbarungen sind derart zur Verfügung zu stellen, dass 
jede Person vom Inhalt der Verlautbarung Kenntnis erlangen 
kann und sie von jeder Person unentgeltlich ausgedruckt 
werden können.  
(2) Die Stadt hat dafür Sorge zu tragen, dass jedermann 
gegen Kostenersatz Ausdrucke der Kundmachungen nach 
Abs. 1 erhalten kann.  
(3) Kundmachungen gemäß § 50a Abs. 2 können auch auf 
der Internetseite der Stadt oder auf sonstige Weise zur 
Information bereitgehalten werden. Dies hat auf die 
Kundmachung gemäß § 50a Abs. 2 keine Auswirkung. 
 

§ 50c 
Sicherung der Authentizität und Integrität von 

Verordnungen 
(1) Die Dokumente, die eine Verlautbarung im 
Verordnungsblatt enthalten, haben ein Format aufzuweisen, 
das die Aufwärtskompatibilität gewährleistet. Sie sind in 
einem zuverlässigen Prozess zu erzeugen und mit einer 
elektronischen Signatur zu versehen. 
(2) Die Dokumente dürfen nach Erstellung der Signatur nicht 
mehr geändert und, sobald sie zur Abfrage freigegeben 
worden sind, auch nicht mehr gelöscht werden. 
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(3) Von jedem Dokument ist mindestens eine 
Sicherungskopie und ein beglaubigter Ausdruck zu 
erstellen und zu archivieren. 
 

§ 50d 
Kundmachungsberichtigung von Verordnungen 

(1) Der Bürgermeister kann durch Kundmachung im 
Verordnungsblatt berichtigen: 

1. Abweichungen einer Kundmachung im 
Verordnungsblatt vom Original der zu 
verlautbarenden Rechtsvorschrift 
(Kundmachungsfehler); 

2. Verstöße gegen die innere Einrichtung des 
Verordnungsblattes (Nummerierung der einzelnen 
Verlautbarungen, Seitenangabe, Angabe des Tages 
der Freigabe zur Abfrage und dergleichen). 

(2) Eine Berichtigung nach Abs. 1 Z 1 darf nicht erfolgen, 
wenn dadurch der materielle Inhalt einer verlautbarten 
Rechtsvorschrift geändert würde oder rückwirkende 
Strafbestimmungen erlassen würden. 
 

§ 54 Z 10 

10. mittelfristiger Finanzplan: Ergebnis- und 
Finanzierungsplan für einen Zeitraum von fünf 
Haushaltsjahren. 
 

10. mittelfristiger Finanzplan: Ergebnis- und 
Finanzierungsplan für einen Zeitraum von fünf Finanzjahren. 
 

§ 54b Abs. 1 

(1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen Finanzplan für 
einen Zeitraum von fünf Haushaltsjahren zu erstellen. Bei 
der Beschlussfassung über den Voranschlag hat sich der 
Gemeinderat an den Vorgaben des mittelfristigen 
Finanzplanes zu orientieren. Das erste Haushaltsjahr des 
mittelfristigen Finanzplanes fällt mit dem ersten 
Haushaltsjahr zusammen, für das jeweils der Voranschlag 
erstellt wird. 

(1) Der Gemeinderat hat einen mittelfristigen Finanzplan für 
einen Zeitraum von fünf Finanzjahren zu erstellen. Bei der 
Beschlussfassung über den Voranschlag hat sich der 
Gemeinderat an den Vorgaben des mittelfristigen 
Finanzplanes zu orientieren. Das erste Finanzjahr des 
mittelfristigen Finanzplanes fällt mit dem ersten Finanzjahr 
zusammen, für das jeweils der Voranschlag erstellt wird. 

§ 54b Abs. 3 

(3) Der mittelfristige Finanzplan ist zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen und um ein weiteres Haushaltsjahr 
fortzuführen. 

(3) Der mittelfristige Finanzplan ist zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen und um ein weiteres Finanzjahr 
fortzuführen. 

§ 54b Abs. 4 (4) Der Gemeinderat hat für jedes Haushaltsjahr einen (4) Der Gemeinderat hat für jedes Finanzjahr einen 
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Voranschlag zu erstellen. Das Haushaltsjahr fällt mit dem 
Kalenderjahr zusammen. Der Voranschlag ist Grundlage für 
die Führung des Haushaltes. 

Voranschlag zu erstellen. Das Finanzjahr fällt mit dem 
Kalenderjahr zusammen. Der Voranschlag ist Grundlage für 
die Führung des Haushaltes. 

§ 54c 

§ 54c 
Haushaltskonsolidierungskonzept 

(1) Die Stadt hat zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen 
Besorgung ihrer Aufgaben ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn 

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen 
Finanzplanung (§ 54b) die allgemeine 
Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und die 
gemäß § 59 gesetzlich maximal ausnutzbare 
Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die 
fristgerechte Auszahlung von 
Zahlungsverpflichtungen der Stadt sicherzustellen, 
oder 

2. wenn das Haushaltspotenzial innerhalb des 
Zeitraumes des mittelfristigen Finanzplanes laufend 
negativ ist. 

(2) Im Haushaltskonsolidierungskonzept, das den Zeitraum 
der mittelfristigen Finanzplanung zu umfassen hat, hat die 
Stadt die Maßnahmen zur Verbesserung des 
Haushaltspotenzials festzulegen. Das 
Haushaltskonsolidierungskonzept ist zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen. 
(3) Das Haushaltskonsolidierungskonzept ist vom 
Gemeinderat zu beschließen, bei der Erstellung des 
nächstfolgenden Voranschlages zu berücksichtigen und der 
Aufsichtsbehörde spätestens mit diesem Voranschlag 
vorzulegen. 

§ 54c 
Haushaltskonsolidierungskonzept 

(1) Die Stadt hat zur Sicherstellung der ordnungsgemäßen 
Besorgung ihrer Aufgaben ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept zu erstellen, wenn 

1. innerhalb des Zeitraumes der mittelfristigen 
Finanzplanung (§ 54b) die allgemeine 
Haushaltsrücklage aufgebraucht wird und die 
gemäß § 59 gesetzlich maximal ausnutzbare 
Kontoüberziehung nicht ausreicht, um die 
fristgerechte Auszahlung von 
Zahlungsverpflichtungen der Stadt sicherzustellen, 
oder 

2. das jährliche Haushaltspotenzial der letzten beiden 
Rechnungsabschlüsse negativ war, im Voranschlag 
wiederum ein negatives jährliches 
Haushaltspotenzial ausgewiesen ist und innerhalb 
des Zeitraumes der bevorstehenden zwei Jahre 
negativ ist. 

(2) Das Haushaltskonsolidierungskonzept hat zumindest den 
Zeitraum der mittelfristigen Finanzplanung zu umfassen. 
Die Stadt hat sicherzustellen, dass zumindest die 
gesetzlichen und vertraglichen Verpflichtungen erfüllt 
werden können und Maßnahmen zur Verbesserung der 
finanziellen Lage festzulegen. Das 
Haushaltskonsolidierungskonzept ist zumindest jährlich der 
Entwicklung anzupassen. 
(3) Das Haushaltskonsolidierungskonzept ist vom 
Gemeinderat zu beschließen, spätestens bei der Erstellung 
des nächstfolgenden Voranschlages zu berücksichtigen und 
der Aufsichtsbehörde vorzulegen. 
(4) Das Haushaltskonsolidierungskonzept hat jedenfalls 
folgende Punkte zu berücksichtigen: 

1. Pflichtausgaben aufgegliedert in gesetzlich und 
vertraglich verpflichtende Ausgaben, 
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2. Ermessensausgaben der Stadt, 
3. Personalkosten, 
4. gemeindeeigene Betriebe und 
5. die Finanzkraft der Stadt (Abs. 5). 

(5) Finanzkraftwirksam sind Erträge des Gemeindeanteils an 
der Tourismusabgabe und der ausschließlichen 
Gemeindeabgaben gemäß § 16 Abs. 2 des 
Finanzausgleichsgesetzes 2024 - FAG 2024, BGBl. I Nr. 
168/2023 in der Fassung BGBl. I Nr. 128/2024 
(ausgenommen: Nebenansprüche gemäß § 3 Abs. 2 lit. b) 
bis d) der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 
194/1961 in der Fassung BGBl. I Nr. 113/2024, Gebühren 
für die Benützung von Gemeindeeinrichtungen und –
anlagen, Interessentenbeiträge von 
Grundstückseigentümern und Anrainern sowie 
Verwaltungsabgaben), sowie die Ertragsanteile an den 
gemeinschaftlichen Bundesabgaben (ohne 
Spielbankenabgabe). 

§ 55 Abs. 1 

§ 55 
Inhalt, Form und Gliederung des Voranschlages 

(1) Der Voranschlag hat 
- im Ergebnisvoranschlag sämtliche zu erwartende 

Erträge und Aufwendungen des folgenden 
Haushaltsjahres und 

- im Finanzierungsvoranschlag sämtliche zu 
erwartende Einzahlungen und Auszahlungen des 
folgenden Haushaltsjahres einschließlich der 
Forderungen und Verbindlichkeiten 

voneinander getrennt und in voller Höhe (brutto) zu 
enthalten. 

§ 55 
Inhalt, Form und Gliederung des Voranschlages 

(1) Der Voranschlag hat 
- im Ergebnisvoranschlag sämtliche zu erwartende 

Erträge und Aufwendungen des folgenden 
Finanzjahres und 

- im Finanzierungsvoranschlag sämtliche zu 
erwartende Einzahlungen und Auszahlungen des 
folgenden Finanzjahres einschließlich der 
Forderungen und Verbindlichkeiten 

voneinander getrennt und in voller Höhe (brutto) zu 
enthalten. 

§ 56 Abs. 2 

(2) Der Bürgermeister hat den Entwurf des Voranschlages 
so rechtzeitig zu erstellen, dass dieser spätestens am 1. 
Dezember des ablaufenden Haushaltsjahres im Stadtsenat 
vorberaten werden kann. Der Entwurf ist vor Beginn des 
kommenden Haushaltsjahres dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorzulegen. Davor ist der Entwurf durch 
zwei Wochen während der für den Parteienverkehr 

(2) Der Bürgermeister hat den Entwurf des Voranschlages 
so rechtzeitig zu erstellen, dass dieser spätestens am 1. 
Dezember des ablaufenden Finanzjahres im Stadtsenat 
vorberaten werden kann. Der Entwurf ist vor Beginn des 
kommenden Finanzjahres dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorzulegen. Davor ist der Entwurf durch 
zwei Wochen während der für den Parteienverkehr 
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bestimmten Amtsstunden des Magistrates zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Die Möglichkeit der Einsichtnahme ist 
durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Die 
Stadtbürger können innerhalb der Auflagefrist schriftliche 
Stellungnahmen einbringen, die der Vorlage an den 
Gemeinderat anzuschließen sind. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des 
Voranschlagentwurfs auszufolgen. Die Ausfertigung kann 
auf elektronische Weise übermittelt werden. Zu diesem 
Zweck hat jede Wahlpartei einen Vertreter namhaft zu 
machen und muss dieser mit der elektronischen 
Übermittlung einverstanden sein. 

bestimmten Amtsstunden des Magistrates zur öffentlichen 
Einsicht aufzulegen. Die Möglichkeit der Einsichtnahme ist 
durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Die 
Stadtbürger können innerhalb der Auflagefrist schriftliche 
Stellungnahmen einbringen, die der Vorlage an den 
Gemeinderat anzuschließen sind. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des 
Voranschlagsentwurfs auszufolgen. Die Ausfertigung ist 
elektronisch zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat jede 
Wahlpartei einen Vertreter namhaft zu machen. 

§ 56 Abs. 4 

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag 
einschließlich des Dienstpostenplans ist der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich, in schriftlicher und 
elektronischer Form, zur Kenntnis zu bringen. 

(4) Der vom Gemeinderat beschlossene Voranschlag 
einschließlich des Dienstpostenplans ist der 
Aufsichtsbehörde unverzüglich in einem elektronischen, 
maschinenlesbaren Format zu übermitteln. 

§ 56 Abs. 5 

(5) Der Voranschlag inklusive aller Beilagen ist zeitnah an 
die Beschlussfassung in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verwendung 
ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im Internet 
in einem Format, das keine Veränderung der Daten 
ermöglicht, zulässig. 

(5) Der Voranschlag inklusive aller Beilagen ist zeitnah an 
die Beschlussfassung in einer Form im Internet zur 
Verfügung zu stellen, die eine weitere Verwendung 
ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung im Internet 
in einem Format, das keine Veränderung der Daten 
ermöglicht, zulässig. Der veröffentlichte Voranschlag ist 
mindestens zwei Jahre lang im Internet zur Ansicht 
verfügbar zu halten. 

§ 57 Abs. 3 

(3) Der Bürgermeister hat dem Gemeinderat einen 
Nachtragsvoranschlag vorzulegen, wenn sich im Laufe 
des Haushaltsjahres zeigt, dass die Vorgaben des § 55 Abs. 
2 nicht eingehalten werden. 

(3) Der Bürgermeister hat dem Gemeinderat einen 
Nachtragsvoranschlag vorzulegen, wenn sich im Laufe 
des Finanzjahres zeigt, dass die Vorgaben des § 55 Abs. 2 
nicht eingehalten werden. 

§ 58 Abs. 1 

(1) Wenn der Voranschlag nicht bis zum Beginn des 
Haushaltsjahres beschlossen wird, kann der Gemeinderat 
ein Voranschlagsprovisorium für drei Monate beschließen. 
In diesem dürfen die Ausgaben, wenn deren Höhe nicht 
durch Gesetz oder Verordnung feststeht, für einen Monat ein 
Zwölftel der entsprechenden veranschlagten 
Ausgabenbeträge des Voranschlages des abgelaufenen 
Haushaltsjahres nicht übersteigen. 

(1) Wenn der Voranschlag nicht bis zum Beginn des 
Finanzjahres beschlossen wird, kann der Gemeinderat ein 
Voranschlagsprovisorium für drei Monate beschließen. In 
diesem dürfen die Ausgaben, wenn deren Höhe nicht durch 
Gesetz oder Verordnung feststeht, für einen Monat ein 
Zwölftel der entsprechenden veranschlagten 
Ausgabenbeträge des Voranschlages des abgelaufenen 
Finanzjahres nicht übersteigen. 
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§ 61 Abs. 1 

(1) Darlehen dürfen nur im Rahmen der investiven 
Gebarung bei entsprechender Veranschlagung 
aufgenommen werden. Dies insoweit als eine andere 
Bedeckung nicht zweckmäßig ist und die Verzinsung und 
Tilgung des aufzunehmenden Darlehens durch laufende 
finanzwirksame Erträge erfolgt und die Erfüllung der der 
Stadt obliegenden gesetzlichen und vertraglichen 
Verpflichtungen nicht gefährdet. Im Einzelfall ist eine 
Überschreitung der in § 62d Abs. 3 genannten 
Höchstlaufzeit zulässig, sofern dies Haushaltsmaßnahmen 
zur Gewährleistung der allgemeinen Haushaltsgrundsätze 
im Sinne des § 54a erfordern. Die Aufnahme von Darlehen 
ist im Investitionsnachweis darzustellen. Das Gleiche gilt für 
Konvertierungsdarlehen. 

(1) Darlehen dürfen nur im Rahmen der Investitionstätigkeit 
bei entsprechender Veranschlagung aufgenommen werden. 
Dies insoweit als eine andere Bedeckung nicht zweckmäßig 
ist und die Verzinsung und Tilgung des aufzunehmenden 
Darlehens durch laufende finanzwirksame Erträge erfolgt 
und die Erfüllung der der Stadt obliegenden gesetzlichen 
und vertraglichen Verpflichtungen nicht gefährdet. Im 
Einzelfall ist eine Überschreitung der in § 62d Abs. 3 
genannten Höchstlaufzeit zulässig, sofern dies 
Haushaltsmaßnahmen zur Gewährleistung der allgemeinen 
Haushaltsgrundsätze im Sinne des § 54a erfordern. Die 
Aufnahme von Darlehen ist im Investitionsnachweis 
darzustellen. Das Gleiche gilt für Konvertierungsdarlehen. 

§ 61 Abs. 2 

(2) Weiters sind Darlehen, welche nicht der investiven 
Gebarung dienen, zulässig, sofern die Grenze von 30 % der 
Mittelaufbringungen an Ertragsanteilen (Ansatz 925) nicht 
überschritten ist. Als Basis sind die Ertragsanteile des zweit 
vorausgehenden Rechnungsjahres heranzuziehen. 

(2) Weiters sind Darlehen, welche nicht der 
Investitionstätigkeit dienen, zulässig, sofern die Grenze von 
30 % der Mittelaufbringungen an Ertragsanteilen (Ansatz 
925) nicht überschritten ist. Als Basis sind die Ertragsanteile 
des zweit vorausgehenden Rechnungsjahres 
heranzuziehen. 

§ 61 Abs. 3 

(3) Wenn im Haushaltsjahr 2015 die Grenze des Abs. 2 
bereits überschritten wurde, beträgt die Grenze 100 %. Liegt 
die Überschreitung über 100 %, beträgt die Grenze 200 %. 
Um langfristig eine geordnete Finanzgebarung 
sicherzustellen, verringern sich diese Grenzen für den 
aushaftenden Darlehensstand für Haushaltsabgänge 
beginnend ab dem Jahr 2016 gemäß nachstehender 
Tabelle: 
 

bei einem Darlehensstand im Jahr 2015 von 

über 100 % bis 100 % 

2016 193 % 2016 96,5 % 

(3) Wenn im Finanzjahr 2015 die Grenze des Abs. 2 bereits 
überschritten wurde, beträgt die Grenze 100 %. Liegt die 
Überschreitung über 100 %, beträgt die Grenze 200 %. 
Um langfristig eine geordnete Finanzgebarung 
sicherzustellen, verringern sich diese Grenzen für den 
aushaftenden Darlehensstand für Haushaltsabgänge 
beginnend ab dem Jahr 2016 gemäß nachstehender 
Tabelle: 
 

bei einem Darlehensstand im Jahr 2015 von 

über 100 % bis 100 % 

2016 193 % 2016 96,5 % 
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2017 186 % 2017 93 % 

2018 179 % 2018 89,5 % 

2019 172 % 2019 86 % 

2020 120 % 2020 82,5 % 

2021 115 % 2021 79 % 

2022 110 % 2022 75,5 % 

2023 105 % 2023 72 % 

2024 100 % 2024 68,5 % 

2025 95 % 2025 65 % 

2026 90 % 2026 61,5 % 

2027 85 % 2027 58 % 

2028 80 % 2028 54,5 % 

2029 75 % 2029 51 % 

2030 70 % 2030 47,5 % 

2031 65 % 2031 44 % 

2032 60 % 2032 40,5 % 

2017 186 % 2017 93 % 

2018 179 % 2018 89,5 % 

2019 172 % 2019 86 % 

2020 120 % 2020 82,5 % 

2021 115 % 2021 79 % 

2022 110 % 2022 75,5 % 

2023 105 % 2023 72 % 

2024 100 % 2024 68,5 % 

2025 95 % 2025 65 % 

2026 90 % 2026 61,5 % 

2027 85 % 2027 58 % 

2028 80 % 2028 54,5 % 

2029 75 % 2029 51 % 

2030 70 % 2030 47,5 % 

2031 65 % 2031 44 % 

2032 60 % 2032 40,5 % 
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2033 55 % 2033 37 % 

2034 50 % 2034 33,5 % 

2035 45 % 2035 30 %“ 

2036 40 % 
  

2037 35 % 
  

2038 30 % 
  

 
 
 

2033 55 % 2033 37 % 

2034 50 % 2034 33,5 % 

2035 45 % 2035 30 %“ 

2036 40 % 
  

2037 35 % 
  

2038 30 % 
  

 
 

§ 62d Abs. 3 

(3) Die maximale Laufzeit der Finanzierung einer Investition 
hat sich an der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer zu orientieren, darf jedoch 25 Jahre, bei 
Gebäuden 40 Jahre, ab Inbetriebnahme nicht übersteigen. 

„(3) Die maximale Laufzeit der Finanzierung einer Investition 
hat sich an der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 
Nutzungsdauer zu orientieren, darf jedoch  

a. 25 Jahre,  
b. bei Gebäuden, inklusive des allfällig zugehörigen 
Grundstücks 40 Jahre,  

ab Inbetriebnahme nicht übersteigen. 

§ 66 Abs. 2 

(2) Der Rechnungsabschluss umfasst die 
Ergebnisrechnung, die Finanzierungsrechnung, die 
Vermögensrechnung, die 
Nettovermögensveränderungsrechnung und die 
Beilagen gemäß § 15 Abs. 1 VRV 2015. Alle Konten sind in 
einem Detailnachweis darzustellen, zusätzlich sind 
präzisierende Kontenbezeichnungen möglich. Der 
Kassenabschluss hat die gesamte Kassengebarung 
nachzuweisen. Die Voranschlagsvergleichsrechnung gemäß 
§ 16 VRV 2015 hat alle Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen des Haushalts in der Gliederung des 
Voranschlages zu enthalten; sie muss im Besonderen 
nachweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten wurde 
und welche Unterschiede zwischen dem veranschlagten und 
dem tatsächlichen Wert entstanden sind. Am Beginn und am 

(2) Der Rechnungsabschluss umfasst die 
Ergebnisrechnung, die Finanzierungsrechnung, die 
Vermögensrechnung, die 
Nettovermögensveränderungsrechnung und die 
Beilagen gemäß § 15 Abs. 1 VRV 2015. Alle Konten sind in 
einem Detailnachweis darzustellen, zusätzlich sind 
präzisierende Kontenbezeichnungen möglich. Der 
Kassenabschluss hat die gesamte Kassengebarung 
nachzuweisen. Die Voranschlagsvergleichsrechnung gemäß 
§ 16 VRV 2015 hat alle Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen des Haushalts in der Gliederung des 
Voranschlages zu enthalten; sie muss im Besonderen 
nachweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten wurde 
und welche Unterschiede zwischen dem veranschlagten und 
dem tatsächlichen Wert entstanden sind. Am Beginn und am 
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Ende des Haushaltsjahres sind der Stand des Vermögens 
und der Schulden sowie Änderungen, die im Laufe des 
Haushaltsjahres eingetreten sind, festzustellen. 

Ende des Finanzjahres sind der Stand des Vermögens und 
der Schulden sowie Änderungen, die im Laufe des 
Finanzjahres eingetreten sind, festzustellen. 

§ 66 Abs. 3 

(3) Die Haushaltsrechnung hat alle Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen des Haushaltes in der 
Voranschlagsgliederung zu enthalten. Sie hat jedenfalls 
nachzuweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten 
wurde und welcher Überschuss bzw. Fehlbetrag sich am 
Ende des Haushaltsjahres ergibt. 

(3) Die Haushaltsrechnung hat alle Mittelaufbringungen und 
Mittelverwendungen des Haushaltes in der 
Voranschlagsgliederung zu enthalten. Sie hat jedenfalls 
nachzuweisen, inwieweit der Voranschlag eingehalten 
wurde und welcher Überschuss bzw. Fehlbetrag sich am 
Ende des Finanzjahres ergibt. 

§ 67 Abs. 1 

(1) Der Entwurf des Rechnungsabschlusses ist vor der 
Auflage auf Grund der Vorgaben der Gebarungsstatistik-VO 
2014, BGBl. II Nr. 345/2013, auf seine Plausibilität zu 
überprüfen und erforderlichenfalls sind die notwendigen 
Korrekturen durch den Bürgermeister zu veranlassen. Der 
auf Plausibilität überprüfte und gegebenenfalls korrigierte 
Entwurf des Rechnungsabschlusses samt Beilagen ist 
spätestens fünf Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres, 
zwei Wochen hindurch während der für den Parteienverkehr 
bestimmten Amtsstunden des Magistrates zur Einsicht 
aufzulegen. Die Möglichkeiten der Einsichtnahme sind durch 
Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Die Stadtbürger 
können innerhalb der Auflagefrist schriftliche 
Stellungnahmen einbringen. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des erstellten 
Rechnungsabschlusses auszufolgen. Die Ausfertigung kann 
auf elektronische Weise übermittelt werden. Zu diesem 
Zweck hat jede Wahlpartei einen Vertreter namhaft zu 
machen und muss dieser mit der elektronischen 
Übermittlung einverstanden sein. Der Bürgermeister hat den 
Rechnungsabschluss mit allfälligen Stellungnahmen der 
Stadtbürger dem Gemeinderat zur Beschlussfassung 
vorzulegen. 

(1) Der Entwurf des Rechnungsabschlusses ist vor der 
Auflage auf Grund der Vorgaben der Gebarungsstatistik-VO 
2014, BGBl. II Nr. 345/2013, auf seine Plausibilität zu 
überprüfen und erforderlichenfalls sind die notwendigen 
Korrekturen durch den Bürgermeister zu veranlassen. Der 
auf Plausibilität überprüfte und gegebenenfalls korrigierte 
Entwurf des Rechnungsabschlusses samt Beilagen ist 
spätestens fünf Monate nach Ablauf des Finanzjahres, zwei 
Wochen hindurch während der für den Parteienverkehr 
bestimmten Amtsstunden des Magistrates zur Einsicht 
aufzulegen. Die Möglichkeiten der Einsichtnahme sind durch 
Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Die Stadtbürger 
können innerhalb der Auflagefrist schriftliche 
Stellungnahmen einbringen. Spätestens bei Beginn der 
Auflagefrist hat der Bürgermeister jeder im Gemeinderat 
vertretenen Wahlpartei eine Ausfertigung des erstellten 
Rechnungsabschlusses auszufolgen. Die Ausfertigung ist 
elektronisch zu übermitteln. Zu diesem Zweck hat jede 
Wahlpartei einen Vertreter namhaft zu machen. Der 
Bürgermeister hat den Rechnungsabschluss mit allfälligen 
Stellungnahmen der Stadtbürger dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vorzulegen. 

§ 67 Abs. 2 

(2) Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluss so 
zeitgerecht zu beschließen, dass dieser samt den Beilagen 
und den Ergebnissen der Prüfung gemäß § 64a Abs. 3 
spätestens sieben Monate nach Ablauf des Haushaltsjahres 

(2) Der Gemeinderat hat den Rechnungsabschluss so 
zeitgerecht zu beschließen, dass dieser samt den Beilagen 
und den Ergebnissen der Prüfung gemäß § 64a Abs. 3 
spätestens sieben Monate nach Ablauf des Finanzjahres der 
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der Aufsichtsbehörde schriftlich und in elektronischer Form 
zur Kenntnis gebracht werden kann. Der 
Rechnungsabschluss ist inklusive aller Beilagen (§ 66 Abs. 
5) außerdem zeitnah an die Beschlussfassung in einer Form 
im Internet zur Verfügung zu stellen, die eine weitere 
Verwendung ermöglicht. Zusätzlich ist eine Veröffentlichung 
im Internet in einem Format, das keine Veränderung der 
Daten ermöglicht, zulässig. 

Aufsichtsbehörde in einem elektronischen, 
maschinenlesbaren Format zur Kenntnis gebracht werden 
kann. Der Rechnungsabschluss inklusive aller Beilagen (§ 
66 Abs. 5) ist außerdem zeitnah an die Beschlussfassung in 
einer Form im Internet zur Verfügung zu stellen, die eine 
weitere Verwendung ermöglicht. Zusätzlich ist eine 
Veröffentlichung im Internet in einem Format, das keine 
Veränderung der Daten ermöglicht, zulässig. Der 
veröffentlichte Rechnungsabschluss ist mindestens zwei 
Jahre lang im Internet zur Ansicht verfügbar zu halten. 

   

   

§ 67 Abs. 5 

(5) Der Rechnungsabschluss hat auch einen Bericht über 
alle im Jahr neu getätigten Finanzgeschäfte gemäß § 62a 
zur Finanzierung des Haushaltes und einen Bericht zum 
Schuldenstand zu enthalten. Im Bericht für das Jahr 2014, 
wenn dies aus organisatorischen Gründen nicht möglich ist, 
im Bericht für das Jahr 2015, sind die gesamten 
bestehenden Finanzgeschäfte anzuführen. 

(5) Der Rechnungsabschluss hat auch einen Bericht über 
alle im Jahr neu getätigten Finanzgeschäfte gemäß § 62a 
zur Finanzierung des Haushaltes und einen Bericht zum 
Schuldenstand zu enthalten. Im Bericht für das Jahr 2014, 
wenn dies aus organisatorischen Gründen nicht möglich ist, 
im Bericht für das Jahr 2015, sind die gesamten 
bestehenden Finanzgeschäfte anzuführen. 

§ 67a Abs. 2 

(2) Die Eröffnungsbilanz hat zum Eröffnungsbilanzstichtag 
(zum Beginn des Haushaltsjahres nach Abs. 1) unter 
Beachtung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen dieses 
Gesetztes und der VRV 2015 ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Schuldenlage der Stadt zu vermitteln. 

(2) Die Eröffnungsbilanz hat zum Eröffnungsbilanzstichtag 
(zum Beginn des Finanzjahres nach Abs. 1) unter 
Beachtung der haushaltsrechtlichen Bestimmungen dieses 
Gesetztes und der VRV 2015 ein den tatsächlichen 
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und 
Schuldenlage der Stadt zu vermitteln. 

§ 67a Abs. 3 

(3) Die Ermittlung der Wertansätze für die Eröffnungsbilanz 
ist, soweit keine historischen Anschaffungs- und 
Herstellungskosten bekannt sind, auf Grundlage von 
vorsichtig geschätzten Zeitwerten oder nach 
inflationsbereinigten aktuellen Durchschnittspreisen 
vorzunehmen. Die in der Eröffnungsbilanz angesetzten 
Werte für die Vermögensgegenstände gelten für die 
künftigen Haushaltsjahre als Anschaffungs- und 
Herstellungskosten, soweit nicht Wertberichtigungen nach § 
38 Abs. 8 der VRV 2015 vom Gemeinderat beschlossen 
werden. Diese Wertberichtigungen sind vom Gemeinderat 
unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zu beschließen. 

(3) Die Ermittlung der Wertansätze für die Eröffnungsbilanz 
ist, soweit keine historischen Anschaffungs- und 
Herstellungskosten bekannt sind, auf Grundlage von 
vorsichtig geschätzten Zeitwerten oder nach 
inflationsbereinigten aktuellen Durchschnittspreisen 
vorzunehmen. Die in der Eröffnungsbilanz angesetzten 
Werte für die Vermögensgegenstände gelten für die 
künftigen Finanzjahre als Anschaffungs- und 
Herstellungskosten, soweit nicht Wertberichtigungen nach § 
38 Abs. 8 der VRV 2015 vom Gemeinderat beschlossen 
werden. Diese Wertberichtigungen sind vom Gemeinderat 
unter einem eigenen Tagesordnungspunkt zu beschließen. 
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Nach Beschlussfassung gilt die Eröffnungsbilanz dann als 
geändert. Eine Wertberichtigung kann bis spätestens fünf 
Jahre nach der Veröffentlichung der Eröffnungsbilanz 
erfolgen und ist nur mit Beschluss des 
Rechnungsabschlusses zulässig. 

Nach Beschlussfassung gilt die Eröffnungsbilanz dann als 
geändert. Eine Wertberichtigung kann bis spätestens fünf 
Jahre nach der Veröffentlichung der Eröffnungsbilanz 
erfolgen und ist nur mit Beschluss des 
Rechnungsabschlusses zulässig. 

§ 68 Abs. 3 - 

(3) Die Landesregierung kann mit Verordnung eine 
verpflichtende elektronische Einbringung von Unterlagen 
und Anträgen vorsehen und die dabei übermittelten 
personenbezogenen Daten für die Zwecke dieses Gesetzes 
verarbeiten. Hierzu sind die notwendigen Maßnahmen zum 
Schutz personenbezogener Daten vorzusehen. 

§ 69 Abs. 4 - 
(4) Auf die Ausübung des Aufsichtsrechts steht niemandem 
ein Rechtsanspruch zu. 

§ 70 Abs. 2 

(2) Folgende Beschlüsse sind der Landesregierung binnen 
zwei Wochen anzuzeigen und hat die Landesregierung 
deren Vollzug bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 76 
Abs. 5 innerhalb von drei Monaten nach Einlangen zu 
untersagen: 

a) der Verzicht auf die Sicherstellung einer Forderung 
durch eine Hypothek sowie auf eine Dienstbarkeit 
oder Reallast; 

b) der An- oder Verkauf sowie die Verpfändung von 
Wertpapieren oder Forderungen; 

c) die Abgabe einer unbedingten Erbserklärung sowie 
die Annahme eines Vermächtnisses oder einer 
Schenkung, die durch eine Auflage beschwert ist; 

d) die Abgabe einer Nachstehungserklärung bezüglich 
der bücherlichen Rangordnung 

wenn der Wert des Rechtsgeschäftes oder der zu Gunsten 
der Stadt einverleibten Forderung 0,5 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres im Einzelfalle 
übersteigt. Eine Untersagung ist nicht mehr zulässig, wenn 
ein Beschluss bereits vollzogen wurde und ein Dritter bereits 
gutgläubig Rechte erworben hat. Bei einer Untersagung 
entsteht für die Stadt keine Leistungspflicht und haftet die 
Stadt auch nicht für einen Schaden, der nur deswegen 
eingetreten ist, weil die Landesregierung den Vollzug des 

(2) Folgende Beschlüsse sind der Landesregierung binnen 
zwei Wochen anzuzeigen und hat die Landesregierung 
deren Vollzug bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 76 
Abs. 5 innerhalb von drei Monaten nach Einlangen zu 
untersagen: 

a) der Verzicht auf die Sicherstellung einer Forderung 
durch eine Hypothek sowie auf eine Dienstbarkeit 
oder Reallast; 

b) der An- oder Verkauf sowie die Verpfändung von 
Wertpapieren oder Forderungen; 

c) die Abgabe einer unbedingten Erbserklärung sowie 
die Annahme eines Vermächtnisses oder einer 
Schenkung, die durch eine Auflage beschwert ist; 

d) die Abgabe einer Nachstehungserklärung bezüglich 
der bücherlichen Rangordnung 

wenn der Wert des Rechtsgeschäftes oder der zu Gunsten 
der Stadt einverleibten Forderung 0,5 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Finanzjahres im Einzelfalle 
übersteigt. Eine Untersagung ist nicht mehr zulässig, wenn 
ein Beschluss bereits vollzogen wurde und ein Dritter bereits 
gutgläubig Rechte erworben hat. Bei einer Untersagung 
entsteht für die Stadt keine Leistungspflicht und haftet die 
Stadt auch nicht für einen Schaden, der nur deswegen 
eingetreten ist, weil die Landesregierung den Vollzug des 
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Beschlusses untersagt hat. Beschlusses untersagt hat. 

§ 70 Abs. 3 

(3) Die Stadt hat die von ihr erlassenen Verordnungen der 
Landesregierung unverzüglich vorzulegen. Die 
Landesregierung hat gesetzwidrige Verordnungen nach 
Anhörung der Stadt durch Verordnung 
(Aufhebungsverordnung) aufzuheben und die Gründe für die 
Aufhebung der Stadt gleichzeitig mitzuteilen. 

(3) Die Stadt hat die von ihr erlassenen Verordnungen der 
Landesregierung unverzüglich vorzulegen. Die 
Landesregierung hat gesetzwidrige Verordnungen nach 
Anhörung der Stadt durch Verordnung 
(Aufhebungsverordnung) aufzuheben und die Gründe für die 
Aufhebung der Stadt gleichzeitig mitzuteilen. Die Anhörung 
der Stadt gilt auch dann als erfolgt, wenn die Stadt 
ausdrücklich von der Aufsichtsbehörde zur Abgabe einer 
Äußerung aufgefordert wurde und die Äußerung der Stadt 
nicht innerhalb der von der Aufsichtsbehörde gesetzten 
Frist einlangt. 

§ 70 Abs. 4 

(4) Die Aufhebungsverordnung ist vom Bürgermeister 

durch Anschlag an der Amtstafel kundzumachen. Die 

Aufhebungsverordnung tritt, soferne sie nichts anderes 

bestimmt, mit Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist 

in Kraft. 

(4) Die Aufhebungsverordnung ist vom Bürgermeister 
unverzüglich und in gleicher Weise wie die aufgehobene 
Verordnung kundzumachen. Die Verordnung der 
Landesregierung tritt, sofern nichts anderes bestimmt ist, mit 
dem der Kundmachung ihrer Verordnung im 
Landesgesetzblatt folgenden Tag in Kraft. 

§ 71 Abs. 2 

(2) Das Ergebnis der Überprüfung (Prüfbericht) wird dem 
Bürgermeister zur Vorlage an den Gemeinderat übermittelt. 
Der Bürgermeister hat die Maßnahmen, die er auf Grund 
des Prüfberichtes getroffen hat, innerhalb von drei Monaten 
nach Erhalt des Berichtes der Landesregierung mitzuteilen. 

(2) Das Ergebnis der Überprüfung (Prüfbericht) ist dem 
Bürgermeister zur Vorlage an den Gemeinderat zu 
übermitteln. Nach der Behandlung im Gemeinderat ist das 
Ergebnis der Überprüfung samt der allfälligen 
Gegenäußerung vom Bürgermeister im Internet zu 
veröffentlichen. Insoweit dies zur Wahrung von 
Geheimhaltungsinteressen im Sinne des § 6 Abs. 1 
Informationsfreiheitsgesetz - IFG, BGBl. I Nr. 5/2024, 
erforderlich ist, sind die hiervon betroffenen Teile vor der 
Veröffentlichung unkenntlich zu machen oder zu entfernen. 
Der Bürgermeister hat die aufgrund des 
Überprüfungsergebnisses getroffenen Maßnahmen 
innerhalb von drei Monaten der Aufsichtsbehörde 
mitzuteilen. 

§ 76 Abs. 2 

(2) Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 lit. a bedürfen keiner 
Genehmigung, wenn der Wert 3 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres nicht 
übersteigt. Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 lit. b und c 
bedürfen keiner Genehmigung, wenn der Wert der 

(2) Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 lit. a bedürfen keiner 
Genehmigung, wenn der Wert 3 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres nicht 
übersteigt. Maßnahmen im Sinne des Abs. 1 lit. b und c 
bedürfen keiner Genehmigung, wenn der Wert der 
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Einzelmaßnahme 3 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres nicht 
übersteigt; überschreitet der Gesamtwert aller in einem 
Haushaltsjahr getätigten Maßnahmen 10 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres, bedarf jede 
weitere Maßnahme in diesem Haushaltsjahr – unabhängig 
vom Wert der Einzelmaßnahme – einer Genehmigung. Bei 
Rechtsgeschäften gemäß Abs. 1 lit. c ist der gesamte Wert 
der Leistung maßgeblich. Darlehen gemäß § 61 Abs. 2 und 
3 sind dabei nicht zu berücksichtigen. 

Einzelmaßnahme 3 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres nicht 
übersteigt; überschreitet der Gesamtwert aller in einem 
Haushaltsjahr getätigten Maßnahmen 10 % der Erträge des 
Ergebnisvoranschlages des Haushaltsjahres, bedarf jede 
weitere Maßnahme in diesem Haushaltsjahr – unabhängig 
vom Wert der Einzelmaßnahme – einer Genehmigung. Bei 
Rechtsgeschäften gemäß Abs. 1 lit. c ist der gesamte Wert 
der Leistung maßgeblich. Darlehen gemäß § 61 Abs. 2 und 
3 sind dabei nicht zu berücksichtigen. Maßnahmen nach 
Abs. 3 werden nicht bei der Berechnung der in diesem 
Absatz genannten Wertgrenzen berücksichtigt. 

§ 76 Abs. 3 lit. a) 

a) Darlehen, welche vom Bund oder Land oder von einem 
vom Bund oder Land verwalteten Fonds gewährt werden 
oder für deren Schuldendienst vom Bund oder vom Land 
oder von einem dieser Fonds ein Zinsenzuschuss geleistet 
wird; 

a) Darlehen (Abs. 1 Z 2) oder Zahlungsverpflichtungen 
aufgrund von Leasinggeschäften (Abs. 1 Z 3), die vom Bund 
oder Land oder von einem vom Bund oder Land 
verwalteten Fonds gewährt werden oder die zur 
Vorfinanzierung von Bund oder Land oder von vom Bund 
oder Land verwalteten Fonds gewährten Förderungen 
aufgenommen werden, oder für deren Schuldendienst bzw. 
Raten vom Bund oder vom Land oder von einem dieser 
Fonds ein Zinsenzuschuss geleistet wird; 

§ 76 Abs. 3 lit. h) 
h) Darlehen für Hochwasserschutzmaßnahmen für die vom 
Bund oder Land Investitionszuschüsse gewährt werden; 

h) Darlehen für Schutzbauten für die vom Bund oder Land 
Investitionszuschüsse gewährt werden; 

§ 76 Abs. 3 lit. i) 

i) Darlehen und Haftungen für Projekte in den Bereichen 
Wasserver- und Abwasserentsorgung sowie 
Abfallentsorgung, wenn der Gemeinderat gleichzeitig die 
Bedeckung des Schuldendienstes unter Berücksichtigung 
kostendeckender Gebühren beschließt; 

i) Darlehen und Haftungen sowie die Begründung einer 
Zahlungsverpflichtung, die wirtschaftlich einer 
Kreditverpflichtung gleichkommt (z. B. durch einen 
Leasingvertrag) für Projekte in den Bereichen Wasserver- 
und Abwasserentsorgung sowie Abfallentsorgung, wenn der 
Gemeinderat gleichzeitig die Bedeckung des 
Schuldendienstes unter Berücksichtigung kostendeckender 
Gebühren beschließt, sowie die Aufnahme von Darlehen, für 
die eine Haftung nach dieser Ziffer besteht; 

§ 78 Abs. 5 

(5) Ein gewählter Bewerber darf nur in einer 
niederösterreichischen Gemeinde das Gelöbnis leisten. 
Wurde ein Bewerber in mehrere Gemeinderäte gewählt, so 
hat er sich bis zur ersten konstituierenden Sitzung eines 
Gemeinderates, in den er gewählt wurde, zu entscheiden, - 
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für welche Gemeinde er das Gelöbnis leistet. Auf Mandate in 
anderen Gemeinden muß er verzichten und ist in diesen 
Gemeinden aus der Liste der Ersatzmitglieder zu streichen. 
Ist der Bewerber bereits in einer anderen Gemeinde 
angelobt, kann er das Gelöbnis nur leisten, wenn er das 
Mandat in der anderen Gemeinde zurückgelegt hat. 
 

§ 81 

§ 81 
Annahme der Wahl 

Der zum Bürgermeister Gewählte hat vor dem Gemeinderat 
zu erklären, ob er die Wahl annimmt. Verweigert der 
Gewählte die Annahme der Wahl, muss binnen zwei 
Wochen eine neuerliche Wahl durchgeführt werden. 

§ 81 
Annahme der Wahl 

(1) Der zum Bürgermeister Gewählte hat vor dem 
Gemeinderat zu erklären, ob er die Wahl annimmt. 
Verweigert der Gewählte die Annahme der Wahl, muss 
binnen zwei Wochen eine neuerliche Wahl durchgeführt 
werden. 
(2) Der Bürgermeister ist ab der Annahme seiner Wahl im 
Amt. Sollte der Bürgermeister die Leistung des Gelöbnisses 
auf die Bundesverfassung und die Landesverfassung (§ 8 
Abs. 5 lit. b des Übergangsgesetzes vom 1. Oktober 1920, 
BGBl. Nr. 368/1925 in der Fassung BGBl. Nr. 27/2019) 
verweigern, so gelten die von ihm gesetzten Handlungen als 
nichtig. 

§ 82 Abs. 1 

(1) Nach der Wahl des Bürgermeisters findet die Wahl der 
Mitglieder des Stadtsenates (Stadträte) statt. Dazu 
übernimmt der Bürgermeister den Vorsitz. 

(1) Nach der Wahl des Bürgermeisters findet die Wahl der 
Mitglieder des Stadtsenates (Stadträte) statt. Dazu 
übernimmt der Bürgermeister den Vorsitz. Die bei der Wahl 
kandidierenden Gemeinderäte können ab der Einladung zur 
konstituierenden Sitzung schriftlich erklären, dass sie ihre 
Wahl annehmen werden. 

§ 83 Abs. 2 

(2) Die Wahlvorschläge müssen so viele Kandidaten 
enthalten, als der Wahlpartei Stadtsenatsstellen zukommen 
und müssen von mehr als der Hälfte der Gemeinderäte der 
betreffenden Wahlpartei unterschrieben sein. 

(2) Diese Wahlvorschläge müssen so viele Kandidaten 
enthalten, als der Wahlpartei Stadtsenatsstellen zukommen 
und müssen von mehr als der Hälfte der bestehenden 
Gemeinderäte der betreffenden Wahlpartei unterschrieben 
sein. 

§ 88 Abs. 5 

(5) Die Mitglieder des Kontrollausschusses werden in der 
konstituierenden (neuerlichen) Sitzung des Gemeinderates 
gewählt. Nicht wählbar zum Mitglied des 
Kontrollausschusses sind 

- der Bürgermeister, 

(5) Die Mitglieder des Kontrollausschusses werden in der 
konstituierenden (neuerlichen) Sitzung des Gemeinderates 
gewählt. Nicht wählbar zum Mitglied des 
Kontrollausschusses sind 
- der Bürgermeister, 
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- die Mitglieder des Stadtsenates und 
- die Bezirksvorsteher sowie 
- deren Ehegatten, eingetragene Partner, Verwandte 

oder Verschwägerte in der Seiten- oder auf- und 
absteigender Linie bis einschließlich zum zweiten 
Grad. 

- die Mitglieder des Stadtsenates, 
- die Bezirksvorsteher sowie 
- deren Ehegatten, eingetragene Partner, mit diesen in 
einer Lebensgemeinschaft lebende Personen, Verwandte 
oder Verschwägerte in der Seiten- oder auf- und 
absteigender Linie bis einschließlich zum zweiten Grad. 

§ 88 Abs. 6 

(6) Ein Mitglied des Kontrollausschusses scheidet aus dem 
Kontrollausschuss aus, wenn es 

- zum Bürgermeister oder 
- zum Mitglied des Stadtsenates gewählt oder 
- als Bezirksvorsteher bestellt wird. 

Das Gleiche gilt für ein verwandtes (verschwägertes) 
Mitglied derselben Wahlpartei der von der Wahl zum 
Mitglied des Kontrollausschusses ausgeschlossenen 
Personen und deren Ehegatten bzw. eingetragene Partner. 

(6) Ein Mitglied des Kontrollausschusses scheidet aus dem 
Kontrollausschuss aus, wenn es 
- zum Bürgermeister oder 
- zum Mitglied des Stadtsenates gewählt oder 
- als Bezirksvorsteher bestellt wird. 
Das Gleiche gilt für ein verwandtes (verschwägertes) 
Mitglied derselben Wahlpartei der von der Wahl zum 
Mitglied des Kontrollausschusses ausgeschlossenen 
Personen und deren Ehegatten, eingetragene Partner 
 bzw. mit diesen in einer Lebensgemeinschaft lebende 
Personen. 

§ 91 Abs. 1 

(1) Ein Mitglied des Gemeinderates kann jederzeit auf sein 
Mandat verzichten. Der Verzicht muss schriftlich erfolgen. 
Der Inhalt des Verzichtschreibens wird bei einem gewählten, 
aber noch nicht angelobten Mitglied sofort mit dem 
Einlangen, sonst eine Woche nach dem Einlangen beim 
Magistrat verbindlich. Innerhalb dieser Frist kann der 
Verzicht wieder zurückgezogen werden. Ausscheidende 
Mitglieder werden, sofern sie nicht das Gegenteil verlangen, 
in die Liste der Ersatzmitglieder eingereiht. 

(1) Ein Mitglied des Gemeinderates kann jederzeit auf sein 
Mandat verzichten. Der Verzicht muss unterschriftlich 
erfolgen. Der Inhalt des Verzichtschreibens wird bei einem 
gewählten, aber noch nicht angelobten Mitglied sofort mit 
dem Einlangen, sonst eine Woche nach dem Einlangen 
beim Magistrat verbindlich. Innerhalb dieser Frist kann der 
Verzicht wieder zurückgezogen werden. Ausscheidende 
Mitglieder werden, sofern sie nicht das Gegenteil verlangen, 
in die Liste der Ersatzmitglieder eingereiht. 

§ 92 Abs. 1 

(1) Der Bürgermeister, ein Vizebürgermeister oder ein 
Mitglied des Stadtsenates kann jederzeit auf sein Amt 
verzichten. Der Verzicht muss schriftlich erfolgen. Das 
Verzichtschreiben muss an den Bürgermeister oder, falls 
dieser sein Amt niederlegen will, an seinen Vertreter 
gerichtet werden und wird mit dem auf den Tag des 
Einlangens beim Magistrat folgenden Tag verbindlich. 

(1) Der Bürgermeister, ein Vizebürgermeister oder ein 
Mitglied des Stadtsenates kann jederzeit auf sein Amt 
verzichten. Der Verzicht muss unterschriftlich erfolgen. 
Das Verzichtschreiben muss an den Bürgermeister oder, 
falls dieser sein Amt niederlegen will, an seinen Vertreter 
gerichtet werden und wird mit dem auf den Tag des 
Einlangens beim Magistrat folgenden Tag verbindlich. 

§ 92 Abs. 5 

(5) Ein Abberufungsschreiben ist an den Bürgermeister zu 
richten und muss von mehr als der Hälfte der 
Gemeinderatsmitglieder der betreffenden Wahlpartei 
unterfertigt sein. 

(5) Ein Abberufungsschreiben ist an den Bürgermeister zu 
richten und muss von mehr als der Hälfte der bestehenden 
Gemeinderatsmitglieder der betreffenden Wahlpartei 
unterfertigt sein. 
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§ 93 Abs. 2 

(2) Ein Drittel der Mitglieder des Gemeinderates kann 
schriftlich den Antrag auf Ausspruch des Misstrauens 
(Misstrauensantrag) stellen. Der Antrag muss an den 
Vertreter des Bürgermeisters gerichtet werden. Ein 
Dringlichkeitsantrag ist unzulässig. 

2) Ein Drittel der Mitglieder des Gemeinderates kann 
unterschriftlich den Antrag auf Ausspruch des Misstrauens 
(Misstrauensantrag) stellen. Der Antrag muss an den 
Vertreter des Bürgermeisters gerichtet werden. Ein 
Dringlichkeitsantrag ist unzulässig. 

§ 94 Abs. 1 

(1) Ein Vorsitzender (Stellvertreter) oder ein Mitglied eines 
Gemeinderatsausschusses kann jederzeit auf sein Amt 
verzichten. Der Verzicht muss schriftlich erfolgen. Das 
Verzichtschreiben muss an den Bürgermeister, oder wenn 
dieser selbst verzichten will, an seinen Vertreter gerichtet 
werden und wird mit dem auf den Tag des Einlangens 
folgenden Tag beim Magistrat verbindlich. 

(1) Ein Vorsitzender (Stellvertreter) oder ein Mitglied eines 
Gemeinderatsausschusses kann jederzeit auf sein Amt 
verzichten. Der Verzicht muss unterschriftlich erfolgen. 
Das Verzichtschreiben muss an den Bürgermeister, oder 
wenn dieser selbst verzichten will, an seinen Vertreter 
gerichtet werden und wird mit dem auf den Tag des 
Einlangens folgenden Tag beim Magistrat verbindlich. 

§ 95 Abs. 4 

(4) Die Berufung eines Ersatzmitgliedes in den Gemeinderat 
gilt als angenommen, wenn dieses nicht binnen dreier Tage 
seinen Verzicht auf die Berufung schriftlich erklärt. 

(4) Die Berufung eines Ersatzmitgliedes in den Gemeinderat 
gilt als angenommen, wenn dieses nicht binnen dreier Tage 
seinen Verzicht auf die Berufung unterschriftlich erklärt. 

§ 95 Abs. 5 

(5) Das Ausscheiden eines Gemeinderatsmitgliedes und 
die Einberufung eines Ersatzmitgliedes müssen durch 
Anschlag an der Amtstafel kundgemacht werden. Der 
Mandatsverzicht und dessen Rechtswirksamkeit sowie der 
Name des einberufenen Ersatzmitgliedes müssen der 
Landesregierung umgehend mitgeteilt werden. 

(5) Sowohl das Ausscheiden eines 
Gemeinderatsmitgliedes, als auch die Einberufung eines 
Ersatzmitgliedes müssen durch Anschlag an der Amtstafel 
kundgemacht werden. Der Mandatsverzicht und dessen 
Rechtswirksamkeit sowie der Name des einberufenen 
Ersatzmitgliedes müssen der Landesregierung umgehend 
mitgeteilt werden. 

§ 99 

§ 99 
Bruchzahlenberechnung 

Soweit nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
Berechnungen von Bruchzahlen erforderlich sind, wird eine 
sich dadurch ergebene Dezimalzahl, wenn sie 0,5 
übersteigt, als ganze Zahl gerechnet (z.B. 12,6 = 13), sonst 
nicht berücksichtigt (z.B. 9,5 = 9). 

§ 99 
Bruchzahlenberechnung 

Soweit nach den Bestimmungen dieses Gesetzes 
Berechnungen von Bruchzahlen erforderlich sind, wird eine 
sich dadurch ergebene Dezimalzahl, wenn sie 0,5 
übersteigt, als ganze Zahl gerechnet (z.B. 12,6 = 13), sonst 
nicht berücksichtigt (z.B. 9,5 = 9). Die Regelung gilt für die 
Berechnung von Bruchzahlen in allen Hauptstücken.  

 

 

 

 


